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Vertrauen ist gut. 
Verbieten ist besser?
„Jedes Verbot ist ein Innovationstreiber.“ Das ist einer jener Sätze aus dem deutschen 

Bundestagswahlkampf 2021, die im Gedächtnis bleiben. Gesagt hat ihn die Spitzenkan-

didatin der Grünen. Der Einspruch aus dem wirtschaftsliberalen Lager folgte prompt: 

Grundlage für Fortschritt sei – ganz im Gegenteil – stets die maximale Freiheit, niemals 

ein Verbot. Zwei Weltanschauungen prallten aufeinander.

Neu ist die Diskussion nicht. Ökonomen streiten seit 

Jahrzehnten darüber, ob der Staat mit gesetzlichen Ein-

schränkungen die kreativen Kräfte in Wirtschaft und 

Gesellschaft stimuliert oder hemmt. Die aktuellen öko-

logischen Krisen ließen diese Debatte wieder aktuell 

werden.

Verbieten versus Vertrauen?  
Plausible Herleitungen gibt es für 
beide Wege.
Schon Anfang der Neunzigerjahre beobachtete der US-

amerikanische Wirtschaftswissenschaftler Michael E. 

Porter, dass Umweltregulierungen insgesamt sogar zu 

einer stärkeren Wettbewerbsfähigkeit führen, weil sich 

Unternehmen mit den durch die Verbote notwendigen 

Entwicklungen meist einen Technologievorsprung erar-

beiten. Der Gegenentwurf zu dieser Porter-Hypothese 

ist die Pollution-Haven-Hypothese. Sie sieht in der 

Umweltregulierung nicht nur ein Wachstumshemmnis, 

sondern sogar eine ökologische Gefahr, weil sie nicht 

etwa Innovation, sondern eine Ausweichbewegung in 

andere Regionen mit laxeren Umweltvorschriften 

auslöse.

Doch das ist nur eine von drei Dimensionen der 

Debatte. Wenn Staat und Politik bestimmte Produkte 

und Dienstleistungen verbieten oder strenge Grenz-

werte setzen, öffnet sich neben der wirtschaftstheore-

tischen oft auch die demokratietheoretische Diskus-

sion. Öffentliche Erregung hat Konjunktur in diesen 

Tagen. Und die Freiheitseinschränkungen im Zuge der 

Corona-Pandemie haben viele Menschen noch zusätz-

lich sensibilisiert, wenn es um Regeln „von oben“ geht. 

Da ist der Vorwurf an einen vermeintlich gängelnden 

oder gar entmündigenden Staat schnell erhoben. Hier 

ist allerdings Vorsicht geboten.

Denn jedes Gesetz – egal, um was es darin geht – setzt 

den Freiheiten des Individuums bestimmte Grenzen. Das 

liegt in der Natur der Sache. Gesetze entstehen, weil die 

Freiheit des Einzelnen dort endet, wo das Wohl anderer 

Menschen in Gefahr gerät. Damit sind sie legitim. In 

Demokratien gefährden Gesetze die Freiheit nicht, son-

dern sichern sie.

Allerdings, und das ist die dritte Diskussionsebene über 

Umweltregulierungen: Ob und wie politische Vorgaben 

in der Sache wirken, sprich: ob sie ihr Ziel erreichen, 

darüber muss in jedem Einzelfall gestritten werden. 

Vielfach entsteht der Eindruck der häufig zitierten 

„Symbolpolitik“ – also eines politischen Handelns, das 

zwar Entschlossenheit demonstriert, aber die inhaltli-

che Wirkung dabei außer Acht lässt.

Nicht immer ist dieser Vorwurf berechtigt. Wo wären 

wir heute ohne das seit Anfang der Siebziger stufen-



weise erlassene Verbot von verbleitem Benzin? Und war 

das Verbot von vollhalogenierten Fluorchlorkohlenwas-

serstoffen zur Rettung der Ozonschicht Anfang der Neun-

zigerjahre nicht eine sagenhafte Erfolgsgeschichte?

Symbolpolitik oder weitsichtiges Lenken: Die Frage 

stellt sich auch mit Blick auf die Verbote des Einsatzes 

bestimmter Einweg-Kunststoffprodukte. Es gibt diese 

Verbote inzwischen in fast allen Ländern der Erde. 

Insofern sind sie heute weder besonders innovativ 

noch mutig. Die 2019 erlassene Einwegplastik-Richtli-

nie der Europäischen Union, die wiederum im Sommer 

2021 in Deutschland zur Verbannung von acht Kunst-

stoffprodukten, vom Einwegbesteck bis zum Luftbal-

lon-Haltestäbchen, führte, kam im globalen Vergleich 

eher spät als früh.

Was können solche Verbote wirklich leisten? Das 

betrachten wir in diesem POLYPROBLEM-Themenre-

port. Unser Redaktionsteam interessierte sich nicht 

allein für die ökologischen Effekte, sondern auch für 

gesellschaftliche und politische Folgen von Plastikver-

boten und betrachtete dafür zwei Länder und einen 

Bundesstaat auf drei Kontinenten. Wir blicken nach 

Kenia, nach Kalifornien und nach Deutschland, erfra-

gen unterschiedliche Erfahrungen und setzen diese in 

Zusammenhang mit globalen Analysen und 

Expertenmeinungen.

Verbot oder Vertrauen? Eine Lösung des globalen Plas-

tikmüll-Problems verlangt wohl das eine wie das andere. 

Wer jedoch zum Verbotsschild greift, das wird aus 

unseren Recherchen deutlich, muss handwerklich 

besonders sauber arbeiten. Daran hapert es oft. Hand-

werklich sauber heißt: klare Ziele formulieren, Kriterien 

zur Messbarkeit entwerfen, diese transparent kommu-

nizieren, Zwischenstände melden, Alternativen attrak-

tiv und leicht zugänglich machen, die Erfolge der vom 

Verbot betroffenen Menschen und Unternehmen 

feiern.

Stoppschilder sind gut … wenn gleich daneben der 

Wegweiser zum gemeinsamen Ziel steht.
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VERFLUCHT, 
VERBANNT, 
VERKANNT?

Fakten und weltweite Entwicklungen



Wie die Plastiktüte zur 
Schmuggelware wurde

Verbote von Einweg-Kunststoffprodukten haben Konjunktur. Das gilt für alle Weltregionen. 
Seit mehr als 15 Jahren vertrauen Regierungen im Kampf gegen Plastikabfall nicht mehr 
nur auf das System von Angebot und Nachfrage und auf die Vernunft der Konsumenten, 
Produzenten und des Handels. Inzwischen sind Länder ohne Verbote bestimmter Plastik-
artikel deutlich in der Minderheit. Der globale Überblick zeigt aber auch: Vielerorts ist ein 
Regelungschaos aus unterschiedlichen lokalen Bestimmungen entstanden, das den 
Erfolg regulatorischer Maßnahmen zumindest infrage stellt.

Das global am stärksten regulierte Einweg-Kunststoff-

produkt ist die Plastiktüte mit gesetzlichen Bestimmun-

gen in über 66 Prozent der Länder weltweit.1 Dabei 

variieren die Regulierungen von Land zu Land in Form 

und Umfang und reichen so beispielsweise von dem 

Verbot der kostenlosen Ausgabe im Einzelhandel über 

Steuererhebungen für die Herstellung von Plastiktüten 

bis hin zu Produktions- und Einfuhrverboten. Umwelt, 

Tourismus und Landwirtschaft zuliebe und von der 

Zivilgesellschaft maßgeblich vorangetrieben, ist nun-

mehr auch eine Ausweitung der Verbote auf andere 

Kunststoffartikel zu beobachten. Aktuellstes Beispiel 

ist die Einwegplastik-Richtlinie der Europäischen Union. 

Europa: Brüssel gibt den Weg vor 
Dicht gefolgt von Afrika, führt Europa den weltweiten 

Vergleich mit insgesamt 44 Ländern an, in denen 

gesetzliche Bestimmungen für Plastiktüten existieren.2 

Eines der Beispiele ist Italien, wo seit Anfang 2018 ein 

Verbot für nicht recycelbare leichte Kunststofftüten 

gilt. Einwegsacktüten müssen dem Gesetz zufolge bio-

logisch abbaubar oder vollständig kompostierbar sein 

und werden nur gegen einen Aufpreis ausgegeben.3

In Vorbereitung auf das Inkrafttreten der EU-weiten 

Einwegplastik-Richtlinie hat Frankreich bereits 2020 im 

Rahmen seines umfassenden Anti-Müll-Gesetzes damit 

begonnen, auch Einwegbecher und -geschirr sowie 

Wattestäbchen zu verbieten. Seit 2021 ist dort unter 

anderem auch die Bereitstellung von Plastikwasserfla-

schen bei Kultur- und Sportevents verboten und ab 

2022 auch in Verwaltungseinrichtungen.4

Die 2019 von der EU verabschiedete Einwegplastik-

Richtlinie zur Verringerung der Umweltauswirkungen 

bestimmter Kunststofferzeugnisse auf die Umwelt – 

auch als Single-Use Plastics (SUP)-Richtlinie bekannt – 

muss seit dem 3. Juli 2021 von allen EU-Mitgliedsstaa-

ten durch nationale Regulierungen umgesetzt werden. 

Zu den Vorgaben der Richtlinie gehören neben dem 

Verbot des Inverkehrbringens von bestimmten Einweg-

Kunststoffartikeln auch die allgemeine Reduzierung des 

Verbrauchs von Lebensmittel- und Getränkebehältern, 

Anforderungen für die Beschaffenheit bestimmter Pro-

dukte (zum Beispiel Rezyklatanteil), Kennzeichnungs-

vorschriften mit Verbraucherinformationen sowie die 

Ausweitung von Maßnahmen zur Erweiterten Produ-

zentenverantwortung (EPR), Sammelsystemen und 

Sensibilisierungsmaßnahmen.5

Erste Vergleiche zeigen, dass bisher nur wenige Länder 

die Richtlinie als Momentum genutzt haben, um den 

Gebrauch von Einwegplastikartikeln stärker einzudäm-

men. In den Ländern, wo der Umsetzungsprozess 

schon vor dem 3. Juli 2021 angelaufen ist, hält man sich 

zumeist bloß an die Mindestanforderungen und ver-

Topografie der Plastikverbote

1	 UNEP (2018) (1) 

2	 Ebd.

3	 Italian Government (2017)

4	 Copello et al. (2021)

5	 Europäisches Parlament und Rat der Europäischen Union 
(2019) 7



fehlt bisher auch die Chance, Unternehmen durch den 

Ausbau von Maßnahmen zur Erweiterten Produzenten-

verantwortung (EPR) verstärkt in die Verantwortung zu 

nehmen.

Es gibt aber auch positive Beispiele wie Irland, wo das 

Kunststoff-Abfallaufkommen im EU-Vergleich mit 54 

Kilogramm pro Kopf am höchsten liegt.6 Das Land 

übertrifft bisher die Mindestanforderungen und will ab 

2022 ebenfalls Verbote nicht-medizinischer Feuchttü-

cher, Einwegbeutel und Hotel-Toilettenartikel einfüh-

ren.7 Und auch Estland, Platz drei unter den EU-Län-

dern mit dem meisten Plastikmüll pro Kopf8, übersteigt 

die Anforderungen und will beispielsweise zukünftig für 

Einwegverpackungen eine Gebühr von mindestens 50 

Cent erheben.9 Aber auch Länder wie Schweden, wo 

das Abfallaufkommen um mehr als die Hälfte niedriger 

liegt als in Irland, ergreifen weitreichende Maßnahmen. 

So hat das Land bereits EPR-Regulierungen für Verpa-

ckungen etabliert und plant weitere Maßnahmen auch 

für Feuchttücher, Luftballons und Tabakwaren.10

Nordamerika: Lokales 
Regulierungschaos
Verbote von Einwegplastik wurden in den USA bisher 

hauptsächlich auf lokaler Ebene durch städtische Initia-

tiven geregelt, die aufgrund ihrer unterschiedlichen 

Tragweite nicht nur Supermarktketten, sondern auch 

Verbraucher vor große Herausforderungen stellen. 

Erstmals verboten in den USA wurden Einweg-Kunst-

stofftüten in Supermärkten ab 2007 in San Francisco.11 

Daraufhin folgten Verbote in über 150 weiteren kalifor-

nischen Lokalverwaltungen. Um dem lokalen Regulie-

rungschaos Einhalt zu gebieten, führte Kalifornien als 

erster Bundesstaat 2016 ein flächendeckendes einheit-

liches Verbot von Plastiktüten dünner als 2,25 Millimeter 

ein und erhebt seit jeher Extragebühren für Papier- 

oder wiederverwendbare Taschen.12

Mittlerweile gibt es in acht weiteren Bundesstaaten 

landesweite Gesetze zur Reduzierung des Plastiktüten-

gebrauchs, darunter New York, New Jersey und Con-

necticut.13 Aber auch einige andere Kunststoffartikel 

6	 Statista (2020)

7	 Copello et al. (2021)

8	 Statista (2020)

9	 Copello et al. (2021)

10	 Ebd. 

11	 Wagner (2017)

12	 Plastic Bags Laws.org (2021)

Abbildung 1: Umsetzung SUP-Direktive im EU-Ländervergleich

Länder Stand Umsetzung SUP-Direktive

Bulgarien, Polen, Rumänien, Tschechien,  

Slowakei

Länder, die den Umsetzungsprozess der Richtlinie bisher 

unzureichend begonnen oder verzögert haben und bei 

denen die Ambitionen zur Eindämmung des Gebrauchs von 

Einweg-Kunststoffartikeln insgesamt gering sind.

Belgien, Dänemark, Deutschland, Finnland, 

Italien, Kroatien, Lettland, Litauen, 

Luxemburg, Malta, Niederlande, Norwegen, 

Österreich, Portugal, Slowenien, Spanien, 

Ungarn, Zypern

Länder, die die Anforderungen der Richtlinie nur teilweise 

umgesetzt haben und bei denen die Ambitionen insgesamt 

durchschnittlich bleiben.

Estland, Frankreich, Griechenland, Irland, 

Schweden

Länder, die bereits die erforderlichen Maßnahmen zur Umset-

zung der SUP-Richtlinie in nationales Recht verabschiedet und 

sogar noch weiterführende Maßnahmen zur Reduzierung von 

Einwegkunststoffen geplant bzw. ergriffen haben.

Quelle : Copello et al. (2021), S. 9.
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sind inzwischen von lokalen Verboten betroffen, so bei-

spielsweise die Ausgabe von Lebensmittelverpackungen 

und Bechern aus Polystyrol in Restaurants in Seattle, 

von Strohhalmen in Miami und von Rührstäbchen 

sowie Einwegbesteck in Malibu.14

Zunehmend mehr Verwaltungen in den gesamten USA 

zeigen ebenfalls ein Interesse daran, die Abfallmanage-

ment- und Recyclingkosten durch EPR-Regime auf Ver-

packungshersteller zu verlagern. So haben Maine und 

Washington als erste Bundesstaaten EPR-Gesetze für 

Kunststoffverpackungen erlassen, in zehn weiteren 

Staaten werden ähnliche Gesetze diskutiert.15

Auch die kanadische Stadt Montreal verbietet seit 2018 

Einwegplastiktüten mit einer Wandstärke von weniger 

als 50 Mikrometern, einschließlich solcher aus Bio-

kunststoff oder kompostierbaren Materialien. Mit dem 

Ziel, Wildtiere und Gewässer zukünftig besser vor 

negativen Umwelteinflüssen durch Kunststoffabfall zu 

schützen, hat das kanadische Ministerium für Umwelt 

und Klimawandel bereits Ende 2020 eine landesweite 

Initiative zum Verbot von Einwegplastikartikeln wie Plas-

tiktüten, Strohhalmen, Rührstäbchen, Sixpack-Ringen, 

Besteck und Lebensmittelverpackungen aus schwer zu 

recycelndem Kunststoff angekündigt. Die Verbote sol-

len ab 2022 in Kraft treten.16 

Lateinamerika und Karibik: Landes-
weite Verbote auf dem Vormarsch 
Die Meeresverschmutzung durch mangelnde Abfall-

wirtschaftssysteme und unsachgemäße Entsorgung 

von Kunststoffabfällen ist auch in Lateinamerika und 

der Karibik in den letzten Jahren ein wesentlicher Trei-

ber für die Einführung von Beschränkungen und Ver-

boten von Kunststoff-Einwegartikeln gewesen. In 27 

der 33 Länder in der Region gibt es bisher nationale 

und/oder lokale Bestimmungen zu Plastiktüten.17

Erstmals verboten wurden die Einfuhr, Herstellung und 

der Handel sowie die Ausgabe von Plastiktüten im Ver-

kauf 2016 in Antigua und Barbuda. In weiteren Län-

dern, wie beispielsweise Chile ist sie ebenfalls im Ein-

zelhandel verboten. Eine Ausnahme bilden Tüten zum 

Verpacken von frischen Lebensmitteln. In Kolumbien 

sind sie kleiner als 30 x 30 Zentimeter seit 2017 verbo-

ten. Auf alle weiteren Einwegtüten wird eine Gebühr 

erhoben, die kontinuierlich steigt. In Brasilien, wo bei-

13	 Ebd. 

14	 Chuiyan Mo (2020)

15	 Jennie Romer (2021)

16	 Canadian Government (2020)

17	  UNEP (2021), S. 16 ff.

Verbote *Hawaii hat de facto ein 
bundesstaatsweites Verbot

Bundesstaatsweites Recht greift 
lokalen Regulierungen vor 
(Preemption Prinzip)

Gebühren oder Steuern *Virginia 
erlaubt lokalen Behörden die 
Besteuerung 

Keine Verbote

Abbildung 2: US-Bundesstaaten mit Regulierungen zu Plastiktüten

Quelle: National Conference of States Legislatures (2021)
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spielsweise in Rio de Janeiro Einwegplastiktüten seit 

2018 durch wiederverwendbare oder Mehrwegta-

schen ersetzt werden müssen, gilt in São Paulo seit 

Januar 2021 ein Verbot für die Ausgabe von Einweg-

Kunststoffgeschirr in kommerziellen Einrichtungen.18 In 

Mexiko-Stadt wurde Anfang 2021 ebenfalls ein Verbot 

eingeführt, das jedoch die gesamte Vermarktung, den 

Vertrieb und die Lieferung von Einwegplastik betrifft.19

In Costa Rica und Guatemala hingegen haben solche 

Verbote eine nationale Tragweite. So sind in Costa Rica 

seit 2017 mit dem Gesetz Nr. 9703 Einfuhr, Handel und 

Ausgabe von Styroporbehältern in allen kommerziellen 

Einrichtungen und mit dem Gesetz Nr. 9786 ebenso 

der Handel und die kostenlose Abgabe von sämtlichen 

Kunststoff-Einwegartikeln wie Strohhalmen, Tellern, 

Besteck, usw. im ganzen Land verboten. Ein Gesetz 

ähnlichen Umfangs wurde 2019 in Guatemala verab-

schiedet, nachdem bereits 240 lokale Verwaltungen im 

ganzen Land Verbote eingeführt hatten. Die letzten 

beiden Beispiele machen vor allem die Parallelen zur 

europäischen SUP-Direktive deutlich.20

Afrika: Verbote dem Tourismus 
zuliebe 
Wie in den anderen Regionen der Welt, sind auch auf 

dem afrikanischen Kontinent Plastiktütenverbote die 

gängigsten Regulierungen zur Eindämmung von Einweg-

plastik.21 Nach Eritrea im Jahr 200522 war Ruanda eines 

der ersten Länder, die erstmals Import, Herstellung, Ver-

kauf und Vertrieb von Plastiktüten verboten mit dem 

Ziel, das sauberste Land Afrikas zu werden.23 Einreisende 

müssen deshalb auch darauf vorbereitet sein, dass ihre 

Plastiktüten an der Grenze konfisziert werden.24 Dies ist 

nicht zuletzt ein Grund dafür, warum Schmuggler aus der 

benachbarten Demokratischen Republik Kongo mit dem 

illegalen Verkauf von Plastiktüten an ruandische Straßen-

händler beachtliche Einkünfte erzielen.25

Auch in Kenia hat sich mittlerweile ein Schwarzmarkt 

für Plastiktüten entwickelt.26 Seit 2020 gilt in dem Land 

außerdem ein Verbot für die Verwendung von Einweg-

plastikgeschirr sowie Luftballons und -stäbchen in 

Schutzgebieten einschließlich Nationalparks, Stränden, 

Wäldern und Naturschutzgebieten.27 Neben dem 

Abbildung 3: Top-10 der Abfallartikel, die beim Ocean Conservancy International 
Coastal Cleanup 2018 in Mittel- und Südamerika gesammelt wurden

18	 UNEP (2021)

19	 Deutsche Welle (2021)

20	 UNEP (2021)

21	  Jambeck (2018)

22	 Greenpeace Africa (2020)

23	 Visit Ruanda (o.J.)

24	 Ebd. 

25	 Ocean Wise (2017)

26	 UNEP (2018) (2)

27	 UNEP (2020) (1)
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Stück in Tsd.
Quelle: Brooks et al. (2020), S. 29
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Verbot 

Teilweise verboten/
besteuert

Steuer

28	 Bezerra et al. (2021)

29	 Cole et al. (2020)

30	 Adam et al. (2020) 

31	 Ebd.

32	 Jambeck et al. (2015)

33	 Cervantes (2021)

34	 Ebd.

35	 Zhang (2021)

36	 UNEP (2018) (1)

Anliegen, das Sterben von Rindern und Schafen durch 

den Verzehr von Plastikmüll sowie Überschwemmungs-

opfer durch verstopfte Flüsse und Abwassersysteme 

zu verhindern, zeigen die Beispiele, dass der Tourismus 

eine wichtige Rolle bei der Einführung von Verboten 

spielt. So haben auch die Komoren, Mauritius und die 

Seychellen die Herstellung, Einfuhr und Vermarktung 

von Plastiktüten eingeschränkt.28 Darüber hinaus gilt 

auf den Seychellen seit 2017 ein Verbot für diverse 

Einweg-Kunststoffartikel und Polystyrol-Behälter.29 

Unter den zwölf westafrikanischen Ländern, in denen 

ebenfalls Verbote zur Eindämmung der Nutzung von 

Einwegartikeln wie biologisch nicht abbaubaren oder 

dünnen Plastiktüten (mit einer Wandstärke von weniger 

als 30 Mikrometern) gelten, ist Ghana das einzige Land, 

das lediglich eine Steuer auf importierte Kunststoffhalb-

fabrikate und -rohmaterialien eingeführt hat.30 Da die 

meisten Einwegplastikprodukte in Ghana vor Ort herge-

stellt werden, ist davon auszugehen, dass die Steuer in 

erster Linie dazu dient, die Staatseinnahmen zu erhö-

hen.31 Dieses Beispiel macht deutlich, dass nicht alle 

Vorschriften unbedingt darauf abzielen, den Verbrauch 

von Einwegplastik einzudämmen, sondern dass auch 

wirtschaftliche Interessen zugrunde liegen können.

Asien: Auf Einfuhr- folgen 
Plastikverbote 
Auch wenn in vielen Schwellen- und Entwicklungslän-

dern bisher deutlich weniger Plastik pro Kopf verbraucht 

wird als im entwickelten globalen Norden, nimmt mit 

wachsendem Wohlstand auch dort der Kunststoff-Kon-

sum stetig zu. Das Problem in vielen asiatischen wie auch 

afrikanischen Ländern ist, dass oftmals die notwendige 

Infrastruktur zur Sammlung und Verwertung von Abfäl-

len nicht im gleichen Tempo mitwächst. In der Konse-

quenz stellen die steigenden Plastikmüll-Emissionen viele 

Länder vor immer größere Herausforderungen, sodass 

Verbote eine willkommene schnelle Lösung darstellen.

Kürzlich haben die Philippinen, als eines der Länder, aus 

denen am meisten Kunststoffabfall in die Ozeane 

gelangt32, sich ebenfalls für dieses Mittel entschieden. 

Der neue Erlass sieht vor, bis 2022 die Herstellung, die 

Einfuhr, den Verkauf, den Vertrieb, die Bereitstellung 

und die Verwendung von Einwegartikeln, wie Trinkhal-

men, Rührstäbchen, Wattestäbchen, Konfetti und Ver-

packungen oder Beuteln aus Einwegkunststoff mit 

einer Dicke von weniger als zehn Mikrometern zu 

unterbinden.33 Innerhalb vier weiterer Jahre sollen 

dann auch Artikel wie Einweggeschirr, Folien, Verpa-

ckungen und Beutel sowie oxo-abbaubare Kunststoffe 

und Lebensmittel- und Getränkebehälter aus Styropor 

aus dem Verkehr gezogen werden.34

Nach dem Verbot von Abfallimporten im Jahr 2017 hat 

China Anfang 2021 ebenfalls eine Reihe weiterer Ver-

bote angekündigt, um die Menge an Kunststoffabfällen 

zu reduzieren. Dazu gehört ein landesweites Ausgabe-

verbot für Einwegstrohhalme in Restaurants sowie von 

nicht abbaubaren Plastiktüten durch Supermärkte, 

Apotheken, Buchhandlungen und Imbissbuden.35

Die kostenlose Ausgabe oder der Verkauf von Tüten ab 

einer bestimmten Wandstärke ist auch in Ländern wie Bang

ladesch, Kambodscha, Japan oder Südkorea verboten.36

Abbildung 4: Verbote und Steuern auf 
Plastiktüten in Afrika

Quelle: O‘Donovan (2018)
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Indien hingegen hat 2018 angekündigt, bis Juli 2022 

Einwegkunststoffe wie Teller, Becher, Strohhalme und 

Polystyrol-Boxen aus dem Land verbannen zu wollen. 

Damit reagiert die Regierung auf die in bereits 25 von 

29 Bundesstaaten existierenden Verbote zur Herstel-

lung, Lieferung, Lagerung und Nutzung von Kunststoff-

Einwegartikeln.37 Kunststoff-Verpackungsabfälle, die 

nicht unter das Verbot fallen, sollen gemäß den Plastic 

Waste Management Rules aus dem Jahr 2016 mit EPR-

Maßnahmen durch Hersteller, Importeure und Marken-

artikler gesammelt und sachgemäß Abfallmanagement-

systemen zugeführt werden.38 

Ozeanien: Top-Plastikmüll- 
verursacher ziehen nach 
Australien, das größte und bevölkerungsreichste Land 

Ozeaniens, ist Nummer eins im weltweiten Vergleich 

der Einwegplastikmüll-Verursacher pro Kopf.39 Da bis-

her landesweite einheitliche Regelungen scheiterten, 

haben die Bundesstaaten – mit Südaustralien als Vor-

reiter – eigene Gesetze erlassen.40 So ist seit Mai 2009 

in Südaustralien der Verkauf und die Ausgabe von Plas-

tiktüten mit einer Wandstärke von weniger als 35 Mik-

rometern verboten – mit einer Ausnahme von biolo-

gisch abbaubaren Tüten.41 2018 haben sich die zwei 

größten australischen Bundesstaaten, Queensland und 

Westaustralien, ebenfalls dem Verbot angeschlossen, 

es aber auch auf biologisch abbaubare und kompostier-

bare Tüten ausgedehnt.42 Seit März und September 

2021 gelten in Südaustralien und Queensland außer-

dem Ausgabeverbote für Kunststoff-Einwegartikel wie 

Strohhalme, Rührstäbchen und Besteck sowie Polyste-

rol-Boxen und oxo-abbaubare Kunststoffe.43 

Ebenfalls unter den Top-Plastikmüll-Verursachern und 

Müllexporteuren ist Neuseeland, das fast die Hälfte sei-

ner 98.000 Tonnen exportierten Plastikmüll zwischen 

2018 und 2021 nach Malaysia und Thailand verschifft 

hat.44 Seit 2019 gilt in dem Land bereits ein Plastiktü-

tenverbot, das nun bis 2025 auch auf schwer recycel-

bare Verpackungen aus Polystyrol und PVC, oxo-abbau-

bare Kunststoffe sowie Einwegartikel wie Strohhalme, 

Rührstäbchen, aber auch nicht kompostierbare Obst- 

und Gemüseetiketten ausgeweitet werden soll.45

Der Überblick zeigt, dass in den letzten zehn bis fünf-

zehn Jahren viele Staaten auf die durch Plastik verur-

sachte Umweltkrise mit Regulierungen reagiert haben, 

sodass heute Länder ohne Bestimmungen zu Plastiktü-

ten eher die Ausnahme darstellen. Die vielen Schlupflö-

cher und Sonderregelungen, zum Beispiel in Bezug auf 

die Wandstärke oder die biologische Abbaubarkeit von 

Plastiktüten, lassen jedoch Zweifel aufkommen, ob Ver-

bote wirklich immer das probateste Mittel sind.

Abbildung 5: Reichweite und Umfang von Plastiktütenverboten weltweit 

Quelle: UNEP (2018), S. 10

37	 UNEP (2018) (1)

38	 Sharma (2021)

39	 Suhr (2021)

40	 Macintosh et al. (2020), S. 2 

41	 Ebd.

42	 Ebd. 

43	 Australian Marine Conservation Society (2021)

44	 Miles (2021)

45	 New Zealand Government (2020)
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(Teil-)Verbot von Einwegplastik, z. B., Herstellung, Vertrieb und Import

(Teil-)Verbot/Regulierung von Plastiktüten z. B., Herstellung, Vertrieb und Import

(Teil-)Verbot von Mikroplastik, das Konsumgütern beigefügt wird

Auch ist die tatsächliche Wirksamkeit von vielen Fakto-

ren abhängig wie beispielsweise der Verfügbarkeit von 

Alternativen zu den verbotenen Produkten, wirksamen 

Aufklärungskampagnen oder der tatsächlichen Aner-

kennung der Verbote durch die Bevölkerung und Kont-

rolle durch Behörden. Insbesondere das Beispiel des 

Schwarzmarktes zeigt, dass sich Plastiktüten nicht ohne 

Weiteres ersetzen lassen und trotzdem teils illegale 

Möglichkeiten gefunden werden, die verbotenen 

Gegenstände in Verkehr zu bringen. Hinzu kommen die 

vielen lokalen Bestimmungen, manchmal selbst inner-

halb eines Landes, die nicht nur für Unsicherheit bei 

den Unternehmen, sondern auch für Verwirrung bei 

den Verbrauchern sorgen. Was in der einen Stadt gilt, 

kann in der Nachbarstadt schon wieder ganz anders 

geregelt sein.

Die zunehmende Ausweitung der Verbote in den ver-

gangenen zwei bis drei Jahren auf Einwegplastikartikel 

macht deutlich, dass der Trend weiter in Richtung Ver-

bote geht. In den nächsten Jahren wird zu evaluieren 

sein, ob die teilweise noch recht jungen Verbote tat-

sächlich zu einer Verringerung des Müllaufkommens in 

der Umwelt und den Weltmeeren beitragen können – 

schließlich ist die Liste noch viel länger als Plastiktüten, 

Trinkröhrchen, Rührstäbchen und Einweggeschirr. Die 

Alternativen sind oftmals alles andere als ökologisch 

nachhaltiger. Denkt man allein an Kunststoffverpa-

ckungen, Plastikflaschen oder Zigarettenfilter, die sich 

schwerer verbieten lassen dürften, so müssten in einem 

nächsten Schritt vor allem Systeme zur Erweiterten 

Produzentenverantwortung (EPR) stark ausgebaut 

werden. 

Abbildung 6: Gesetzliche Regulierungen für Einweg-Kunststoffartikel nach Ländern
Stand: Dezember 2018

Quelle: Heinrich Böll Stiftung, BUND (2019), S. 42
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Warum Papier nicht  
immer besser ist 

Die umweltfreundlichste Alternative zu Einwegverpackungen, die rund 52 Prozent des 
Plastikabfalls ausmachen, bieten Studien zufolge – wie kann es anders sein – Mehrweg-
verpackungen. Allerdings ist eine bessere Ökobilanz von Mehrwegalternativen keine 
Selbstverständlichkeit. Sie hängt von verschiedenen Faktoren entlang des Nutzungszyk-
lus ab. Zu diesen Faktoren zählen unter anderem der Ressourceneinsatz für die Reini-
gung, das Verpackungsgewicht, das eingesetzte Rezyklat, der Verpackungsinhalt, Trans-
portwege und -mittel sowie die Anzahl der Wiederverwendungszyklen.

Entsprechend den Ergebnissen einer Studie von Reloop 

und Zero Waste Europe unterscheidet sich die Menge 

der freigesetzten Treibhausgasemissionen von Einweg- 

beziehungsweise Mehrwegverpackungen hauptsäch-

lich durch die jeweilige Lebenszyklusphase.46 So ist der 

CO2-Ausstoß bei Einwegverpackungen in der Regel in 

der Produktionsphase am höchsten, bei Mehrwegver-

packungen hingegen in der Nutzungsphase aufgrund 

der Transportwege und wiederkehrenden Reinigung. 

In ihrer Studie verweisen Reloop und Zero Waste 

Europe auch auf eine Analyse zu den Umweltauswir-

kungen (Treibhausgasemissionen und Umweltver-

schmutzungspotenzial) von insgesamt fünf verschie-

denen Beuteln. Untersucht wurden hierbei drei 

Einwegbeutel aus HDPE, Papier und biologisch abbau-

barem Material sowie zwei wiederverwendbare Beu-

tel zum einen aus Polyethylen (LDPE) und Polypropy-

len (PP). Im Ergebnis schnitt der LDPE-Beutel mit Blick 

auf den geringsten Treibhausgasausstoß in zehn Ver-

wendungszyklen am besten ab, jedoch am zweit-

schlechtesten vor der HDPE-Tüte mit Blick auf die 

Gefahr der Vermüllung.

Papiertüten, gefolgt von PP-Tüten hingegen verursa-

chen im Vergleich bei 20 Verwendungszyklen viel mehr 

Treibhausgase, weisen aber mit der PP-Tüte an der 

Spitze ein viel geringeres Littering-Potenzial auf. 

Eine weitere Studie – durchgeführt von der britischen 

Umweltbehörde – hat den Einfluss verschiedener 

Papier- und wiederverwendbaren Tragetaschen auf die 

Erderwärmung ermittelt und hierfür CO2-Äquivalente 

zur Grundlage genommen. Der Analyse zufolge müsste 

eine Papiertüte dreimal, eine wiederverwendbare Tüte 

aus Polypropylen elfmal und eine wiederverwendbare 

Baumwolltasche mindestens 131-mal wiederverwen-

det werden, um das gleiche Treibhausgaspotenzial wie 

eine einmalig genutzte herkömmliche Plastiktüte 

aufzuweisen.47

Weitere Fallstudien haben gezeigt, dass im Vergleich 

zwischen wiederverwendbaren Kunststoffkisten und 

Einwegkartons der Break-even-Punkt, das heißt der 

Punkt, ab dem eine einzige zusätzliche Verwendung 

das wiederverwendbare Produkt umweltfreundlich 

macht, zwischen fünf und fünfzehn Verwendungen 

liegt.48

Weitere wichtige Erkenntnisse liefert eine Untersu-

chung des Umweltprogramms der Vereinten Nationen 

(UNEP) zu Flaschen und ihrer Ökobilanz. Gegenstand 

der Betrachtung waren Einweg-Plastikflaschen und 

Alternativen, wie Einweg-Glasflaschen sowie wieder-

verwendbare Edelstahl- und Aluminiumflaschen. Im 

Ergebnis schnitt die Einweg-Glasflasche bei den meis-

ten der in der Analyse berücksichtigten Umweltkatego-

Alternativen zu Kunststoff-Einwegprodukten und ihre Ökobilanz im Überblick

46	 Reloop & Zero Waste Europe (2020) 14



rien am schlechtesten ab. Würden Glasflaschen jedoch 

mindestens dreimal wiederverwendet werden, wären 

diese unter Umweltgesichtspunkten mit Einwegplastik-

flaschen auf gleichem Niveau – selbst dann, wenn die 

Faktoren, wie Transport, Entpacken, Reinigung und 

Qualitätskontrolle bei jedem Wiederverwendungszyk-

lus berücksichtigt würden. Bei einer mindestens drei-

maligen Verwendung verursachen Stahl und Alumini-

umflaschen im Vergleich zu Einweg-Kunststoffflaschen 

weniger CO2-Emissionen.49

47	 Taylor (2018)

48	 Reloop & Zero Waste Europe (2020) 

49	 UNEP (2020)  
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„Einwegplastikverbote sind 
richtig und wichtig, aber allein 
greifen sie zu kurz“
Ein Kommentar von Katharina Istel, Referentin Ressourcenpolitik, NABU 
(Naturschutzbund Deutschland) e.V. 

Für die Umweltszene war es erstaunlich: In kürzester 
Zeit wurden in der EU verschiedene Einwegplastik-
produkte verboten. Für die überzogene Darstellung 
in den Medien als „Plastikverbot“, „Einwegplastikver-
bot“ oder „Verbot von Plastikgeschirr“ kann der 
Gesetzgeber nichts, aber vielleicht war es ihm gar 
nicht so unrecht: Da kümmert sich jemand und greift 
die Sorgen der Bürgerinnen und Bürger auf, die beim 
Stichwort Plastik inzwischen vor allem Strohhalme in 
Schildkröten vor Augen haben.

Nun ist der Regelungsumfang des Verbots eher über-

schaubar, aber die Einwegkunststoff-Richtlinie hat 

bewiesen: Verbote sind durchsetzbar, und es kann 

auch sehr schnell gehen, wenn es nur gewollt wird. Für 

einen Umwelt- und Naturschutzverband ist das eine 

gute Nachricht, auch wir fordern vom Gesetzgeber, 

angesichts immer weiter steigender Abfallberge und 

zunehmender Vermüllung der Natur auch vor Verbo-

ten nicht zurückzuschrecken. 

Allerdings dürfen aus ökologischer Perspektive Ver-

bote nicht zu Ausweichbewegungen führen. Das Para-

debeispiel ist hierfür die Plastiktüte, wo wir statistisch 

zu wenig über solche Gegenentwicklungen wissen: 

Das Bauchgefühl sagt, mit dem Kampf gegen die Plas-

tiktüte kam das Revival der Papiertüte. Da dazu jedoch 

keine Daten veröffentlicht werden, ist nicht geklärt, ob 

der Rückgang des Verbrauchs an Plastiktüten auch tat-

sächlich zu weniger Umweltlasten geführt hat. Da die 

Variante aus Papier gesamtökologisch noch viel 

schlechter abschneidet als die aus Plastik, hat der 

NABU – leider erfolglos – gefordert, nicht nur die Plas-

tiktüte zu verbieten, sondern auch die Papiertüten zu 

monitoren und Reduktionsmaßnahmen einzuleiten. 

Kunststoff hat viele Einwegprodukte erst ermöglicht 

oder preislich interessant gemacht. So haben wir 

durchaus ein Kunststoff-Einwegproblem, aus dem wir 

aber nun kein Papier-Einwegproblem machen dürfen. 

Die Herstellung von Papier ist sehr wasser- und ener-

gieintensiv, benötigt extrem viele Chemikalien und trägt 

zur Nährstoffbelastung von Gewässern bei. Letztlich 

hat Papier zu Unrecht ein sehr gutes „Öko-Image“. 

Abgesehen davon: Nicht nur fossile Rohstoffe, son-

dern auch jahrzehntelang gewachsenes Holz muss für 

langlebige Produkte genutzt werden und nicht für 

Einwegprodukte.

Um Ausweichmanöver auf andere Einwegmaterialien 

abzuwenden, brauchen wir neben einzelnen Einweg-
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verboten auch Mehrweg-Gebote. Der NABU begrüßt 

daher das neue, im Verpackungsgesetz verankerte 

Mehrweggebot ab 2023, kritisiert aber, dass sehr viele 

Verkaufsstellen von der neuen Mehrwegpflicht ausge-

nommen sind. Auch sollte die Mehrwegvariante günsti-

ger angeboten werden müssen als Einweg. Das Verbot 

des Kunststofftellers oder der EPS-Burgerverpackung 

bedeutet nicht automatisch die Umstellung auf 

umweltfreundliches Mehrweg. Hierzu müssen EU und 

Bundesregierung sehr viel beherzter an die Sache her-

angehen als bisher und alle Einwegmaterialien in den 

Blick nehmen statt nur Plastik.  
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„Kein Erdöl, kein Kunststoff?“
Ein Kommentar von Dr. Isabell Schmidt, Geschäftsführerin der IK Industrie­
vereinigung Kunststoffverpackungen e.V.

Bei den Fridays for Future-Demonstrationen für 
mehr Klimaschutz halten manche Schüler auch 
Schilder mit „No Plastics“ in die Höhe. Verständlich, 
werden doch Kunststoffe vorwiegend aus Erdöl 
hergestellt. Sie versinnbildlichen geradezu das Erd-
ölzeitalter, welches für den menschengemachten 
Klimawandel hauptverantwortlich ist. Sollten wir 
Kunststoffprodukte also verbieten?

Ich meine nein. 

Wer die Nutzung von bestimmten Kunststoffproduk-

ten per Gesetz oder Verordnung untersagt, betreibt 

Symbolpolitik und verstellt den Blick auf die tatsächli-

che Herausforderung. Die Prioritäten geraten durchei-

nander, und das ist nicht ungefährlich. Ob energieeffizi-

entes Bauen, E-Mobilität oder der Schutz von 

Lebensmitteln – Kunststoffe liefern die Werkstoffe, die 

unsere Gesellschaft heute und in Zukunft braucht. 

Heute schon tragen Kunststoffe stark zur Ressourcen- 

und Energieeffizienz bei und sparen während ihrer Nut-

zung oft mehr Ressourcen ein, als für ihre Herstellung 

gebraucht wird. Aufgrund ihrer hohen Materialeffizienz 

und ihres geringen Gewichts sind sie oft sogar kli-

mafreundlicher als andere Materialien. So wiegt bei-

spielsweise das Glas einer 100 Gramm-Packung Oliven 

leer schon über 100 Gramm, ein Standbodenbeutel aus 

Kunststoff für dieselbe Menge Oliven gerade einmal 5 

Gramm. Der hohe Energiebedarf für die Herstellung 

und den Transport des Glases sorgt für einen vierfach 

höheren Treibhausgas-Fußabdruck gegenüber der Ver-

packung aus Kunststoff.

Zugegeben: Das reicht auf Dauer nicht aus. Der Wan-

del zur Klimaneutralität erfordert große Veränderun-

gen in der Art, wie wir Kunststoffprodukte in Zukunft 

herstellen, nutzen und verwerten. Die Rohstoffwende 

ist die kleine Schwester der Energiewende. Erdöl muss 

als Rohstoff schrittweise durch erneuerbare Kohlen-

stoffquellen ersetzt werden, allen voran durch das 

Recycling, welches heute etwa 14 Prozent des Kunst-

stoffbedarfs in Deutschland deckt. Auch die Nutzung 

von Biomasse spielt eine wichtige Rolle. Last not least 

wird auch CO2 als Rohstoff für die petrochemische 

Industrie in Zukunft genutzt werden, unter der Voraus-

setzung, dass der Energiebedarf aus regenerativen 

Energien gedeckt werden kann. 

Ein wirkungsvolles regulatorisches Mittel, um diesen 

Wandel zu beschleunigen, wäre eine strikte Begrenzung 

und Bepreisung der CO2-Emissionen und eine stufen-

weise – durchaus auch gesetzlich festgelegte – Substitu-

tion fossiler Rohstoffe in der EU, in Verbindung mit Grenz

ausgleichs-Mechanismen zum Erhalt der internationalen 

Wettbewerbsfähigkeit. Symbolpolitik, die das vermeint-

lich böse Plastik mit Steuern belegen, reduzieren oder 

gleich ganz verbieten will, nützt dagegen wenig, denn sie 

führt nur zu ungewollten Verlagerungen. So kritisieren 

Umweltverbände zu Recht den Anstieg von Papiertüten 

infolge des Plastiktütenverbots in Deutschland. Die 

Zukunft braucht kein Erdöl, aber sie braucht nachhaltig 

hergestellte und genutzte Kunststoffprodukte.
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EIN ZIEL. 
VIELE WEGE.

Deutschland, Kenia, Kalifornien: wie unterschiedlich 

Plastikverbote in verschiedenen Regionen wirken



Plastik-Regulierung in Deutschland

Made in Brüssel 
Die Einwegkunststoffverbotsverordnung: eher Signal als Systemwandel

Der Trinkhalm, die Plastikgabel, der kleine Rührstab für den Cappuccino unterwegs: drei 
von acht Produkten, die seit 3. Juli 2021 nicht mehr produziert werden dürfen. Auch mit 
der Styroporbox für die Nudeln vom Asiaten nebenan ist es vorbei. Ob sich durch dieses 
Verbot die Menge des Plastikabfalls maßgeblich verringern lässt, oder ob es sich dabei 
eher um ein Signal an Industrie und Verbraucher handelt, darüber gehen die Meinungen 
auseinander.

Einwegkunststoffverbotsverordnung heißt die verbind-

liche Regelung, mit der die Bundesrepublik nichts ande-

res getan hat, als eine EU-Richtlinie pflicht- und fristge-

mäß umzusetzen. Diese wiederum nennt sich „Single-Use 

Plastics (SUP) Directive“ und wurde bereits am 2. Juli 

2019 von der Europäischen Kommission erlassen. Sie 

beinhaltet das Verbot zum Inverkehrbringen von Ein-

weg-Kunststoffartikeln, wie Trinkhalmen, Besteck und 

Geschirr, Rührstäbchen, Wattestäbchen sowie To-go-

Getränkebechern, Fast-Food-Verpackungen und Weg-

werf-Essensbehältern aus expandiertem Polystyrol 

(Abbildung 7). Auch Einweggeschirr aus biobasierten 

oder biologisch abbaubaren Kunststoffen sowie aus 

Pappe, die mit Kunststoff überzogen ist, sind nicht 

mehr erlaubt. 

Seit dem Inkrafttreten darf nur noch vorhandene Ware 

abverkauft werden.50 Außerdem müssen bestimmte 

Einweg-Kunststoffartikel, wie Feuchttücher oder 

Getränkebecher mit Hinweisen zur richtigen Entsor-

gung gekennzeichnet werden.

In der öffentlichen Debatte findet sich kaum jemand, 

der gegen das Verbot offen zu Felde zieht. Nicht einmal 

die Hersteller der verbannten Produkte trauen sich das. 

Intensiv diskutiert wird hingegen die Frage nach der 

Wirkung der Maßnahme.51

„Das Verbot geht in die richtige Richtung, greift aber zu 

kurz“, sagt Elke Salzmann, Referentin für Ressourcen-

schutz beim Verbraucherzentrale Bundesverband. Sie 

verweist darauf, dass nicht wirklich die Produkte verbo-

ten wurden, auf die es ankomme. Viele To-go-Verpa-

ckungen blieben ja grundsätzlich erlaubt. So seien bei-

spielsweise zwar Einwegbecher und Essensschalen aus 

aufgeschäumtem Polystyrol verbannt, nicht aber solche EIN ZIEL. 
VIELE WEGE.

Deutschland, Kenia, Kalifornien: wie unterschiedlich 

Plastikverbote in verschiedenen Regionen wirken

Abbildung 7: Beispiele für verbotene Einwegartikel aus Kunststoff

To-go-Becher Einweggeschirr Fast-Food-

Verpackung

Trinkhalme Rühr- und 

Wattestäbchen

50	 Bundesregierung (2021) 51	 Zeit Online (2018)

Quelle: Bundesregierung (2021)

Deutschland
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aus anderen kunststoffhaltigen Materialien. „In vielen 

Fällen wird es somit nur zu einer Verschiebung von Pro-

dukten im Markt führen. Man wird auf andere Materia-

lien ausweichen, und das löst natürlich nicht die Prob-

leme, die wir haben“, befürchtet Salzmann.

Durchweg positiv beurteilt die Verbraucherschützerin 

die ebenfalls in der Verordnung enthaltene Kennzeich-

nungspflicht. Produkte, die nicht vom Verbot erfasst 

werden, aber für das Plastikmüllproblem besonders 

relevant sind, müssen fortan Warnhinweise und Hin-

weise zur richtigen Entsorgung tragen – beispielsweise 

Feuchttücher, Zigaretten mit kunststoffhaltigen Filtern 

oder To-go-Becher.

„Wir haben in einer Umfrage festgestellt, dass ein gro-

ßer Teil der Verbraucher gar nicht wusste, dass die 

betroffenen Produkte Kunststoffe enthalten. Deshalb 

ist so eine Kennzeichnungspflicht eine positive Maß-

nahme, die allerdings nicht ausreichen wird. Man muss 

Verbote künftig noch viel stärker mit der Aufklärung 

der Verbraucher verbinden“, fordert Verbraucherschüt-

zerin Salzmann.

Verbot folgt auf Quoten
Die Einwegkunststoffverbotsverordnung vom 3. Juli 

2021 ist nicht die erste regulatorische Maßnahme des 

deutschen Staates und der EU zur Vermeidung von 

Kunststoffabfall.

Auf europäischer Ebene wurden 2018 mit dem Kreis-

laufwirtschaftspaket unter anderem Änderungen der 

Abfallrahmenrichtlinie und der Verpackungsrichtlinie 

beschlossen. Dabei bekräftigte die Europäische Union 

die Vermeidung als oberste Priorität der Abfallhierarchie. 

Die Recyclingziele für bestimmte Abfallarten werden ab 

2025 erhöht.

Die Neuerungen mussten bis 2020 in nationales Recht 

überführt werden, was in Deutschland unter anderem 

2019 mit dem neuen Verpackungsgesetz und 2020 durch 

die Novelle des Kreislaufwirtschaftsgesetzes geschah.

Für Deutschland beträgt die Mindestquote für die 

werkstoffliche Verwertung von Kunststoffverpackun-

gen mit dem neuen Verpackungsgesetz 58,5 Prozent. 

Ab 2022 erhöht sie sich auf 63 Prozent. Im Jahr 2019 lag 

die erreichte Quote in Deutschland bei 55,2 Prozent. Die 

gesetzlichen Vorgaben beziehen sich jedoch nur auf Ver-

packungen, die dem dualen System unterliegen, und bein-

halten beispielsweise keine gewerblichen Verpackungen. 

Bei den Verpackungen des dualen Systems wurde die 

Quote mit 58,5 Prozent werkstofflichem Recycling somit 

erfüllt.52 Außerdem schreibt das Verpackungsgesetz den 

dualen Systemen vor, bei der Gestaltung ihrer Lizenz-

gebühren ökologische Kriterien zu berücksichtigen.

Kein Zwang zu Mehrweg
Mit der Novelle des deutschen Verpackungsgesetzes 

müssen Caterer, Lieferdienste und Restaurants ab 

2023 ihren Kundinnen und Kunden auch Mehrweg-

behältnisse für mitgenommene beziehungsweise 

bestellte Speisen und Getränke anbieten, die nicht 

teurer sein dürfen als die Einwegverpackung.53 Kleine 

Unternehmen sind von der Verpflichtung ausgenom-

men, müssen jedoch auf Wunsch Speisen und 

Getränke in die Behältnisse der Kundinnen und Kun-

den abfüllen.

„Auch hier ist wieder das Problem, dass sich das Gesetz 

nur auf Kunststoffverpackungen bezieht. Jeder Anbie-

ter, der auf Pappe wechselt, ist dann nicht gezwungen, 

Mehrwegalternativen zum gleichen Preis anzubieten. 

Ein weiteres großes Schlupfloch ist, dass dies nur 

Anbieter betrifft, deren Verkaufsfläche größer als 80 

Quadratmeter ist. Und damit bleiben nicht mehr so 

viele übrig“, gibt Elke Salzmann vom Verbraucherzent-

rale Bundesverband zu bedenken.

52	 IK Industrievereinigung Kunststoffverpackungen e.V. und 
PlasticsEurope Deutschland e.V. (2020) 

53	 Bundesregierung (2021)
22



Als nächstes ist die Tüte dran
Ab 2022 ist die Ausgabe von Kunststoff-Tragetaschen54 

in Deutschland nicht mehr erlaubt. Bereits seit 2016 

besteht eine Vereinbarung55 zwischen Bundesumwelt-

ministerium und dem Handelsverband Deutschland, 

um die Ziele der EU-Richtlinie zur Verringerung des 

Verbrauchs von Kunststoff-Tragetaschen56 zu errei-

chen. Diese sah bis Ende 2019 einen Verbrauch von 

jährlich maximal 90 Tüten pro Person vor und bis Ende 

2025 von höchstens 40 Tüten.

Die aktuell eingeführte Einwegkunststoffverbotsver-

ordnung ist also nur die Spitze einer ganzen Kaskade 

54	 Leichte Plastiktüten mit Wandstärken von 15 bis 50 Mikro-
metern

55	 Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reak-
torsicherheit und Handelsverband Deutschland (HDE) (2016)

56	 Europäisches Parlament und Rat (2015)

57	 Bundesministerium für Umwelt und nukleare Sicherheit 
(2018)

regulatorischer Maßnahmen des Staates, die allerdings 

zumeist europäische Regelungen in nationales Recht 

umsetzt. Eigene, nationalstaatliche Verbote gibt es in 

Deutschland praktisch nicht. Der 2018 vom Bundes-

umweltministerium vorgestellte Fünf-Punkte-Plan für 

weniger Plastik und mehr Recycling57 hat eher den Cha-

rakter einer Absichtserklärung.

Die aktuell eingeführte Einwegkunststoffverbotsver-

ordnung ist also das erste „richtige“ Plastikverbot in 

Deutschland.

Deutschland
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Mischverbünde müssen weg, 
nicht bloSS einzelne Produkte
Verpackungsproduzent Maag setzt auf eigene Innovationskraft

Plastikverbote wie die Einwegkunststoffverbotsverordnung treffen Handel, Gastrono-
mie, Konsumgüterindustrie und – natürlich – die Produzenten von Verpackungen. Einer 
von ihnen ist Ansgar Schonlau, Gesellschafter und Geschäftsführer der Maag GmbH, 
eines Herstellers von flexiblen Kunststoffverpackungen im sauerländischen Ense.

Auch er sieht in der Einwegplastik-Direktive der EU viel 

Symbolpolitik und verweist auf die teilweise schlech-

tere ökologische Bilanz der alternativen Stoffe und Pro-

dukte: „Papierverpackungen sind ja häufig gar kein 

Papier, sondern Verbundmaterialien – bestrichen mit 

Polymeren. Hinzu kommt, dass der Materialeinsatz 

drei- bis viermal höher ist als bei einer Kunststoffverpa-

ckung. Deshalb glaube ich, dass sich der Trend zu sol-

chen Materialien bald überholt“, sagt Schonlau.

Der Firmenchef blickt aber zugleich selbstkritisch auf 

die eigene Branche und zeigt durchaus Verständnis für 

das Eingreifen der Politik mit Verboten: „Wenn wir als 

Industrie es nicht schaffen, bessere Vorschläge zu 

machen, müssen wir damit leben, dass andere die Vor-

schläge machen, die dann nicht so gut sind.“

Maag gehört zu den wenigen Verpackungsherstellern, 

die schon vor einigen Jahren damit begonnen haben, 

eigene kreislauffähige Lösungen zu entwickeln, anstatt 

sich zwischen dem Angebot der petrochemischen 

Industrie und den Anforderungen der Konsumgüter-

konzerne zerreiben zu lassen.

„Wir haben unsere Produkte, also die Verpackungen 

selbst, angesehen und überlegt, welche Materialien 

infrage kommen. Da gibt es zum einen Papier, dann gibt 

es LDPE, das sind die ganzen Mischverbünde auf Basis 

von Polyethylen. Wenn Verpackungen aber werkstoff-

lich recycelbar sein sollen, müssen es Mono-Verpackun-

gen sein, also keine Verbünde. Wir haben uns für Poly-

propylen entschieden und auf dieser Basis praktisch für 

jede Anwendung im Lebensmittelbereich eine Einstoff-

Lösung hinbekommen, die kreislauffähig ist“, berichtet 

Schonlau über den eigenen Transformationsprozess.

Ansgar Schonlau unterscheidet bewusst zwischen den 

Begriffen kreislauffähig und recyclingfähig. Letzteres 

reicht ihm nicht. Und deshalb reichen ihm auch Verbote 

einzelner Produkte nicht. „Ich würde mir wünschen, 

dass alle unsinnigen Ansätze über die Zeit verboten 

würden oder zumindest, dass marktwirtschaftliche 

Gesetze greifen. Nicht kreislauffähige Verpackungen 

müssten so teuer gemacht werden, dass es keinen Spaß 

mehr macht, sie einzusetzen“, fordert der Unternehmer. 

Die CO2-Steuer auf nicht kreislauffähige Verpackungen 

auszuweiten, wäre aus seiner Sicht wirkungsvoller als 

das Verbot einiger, weniger Produkte.

Der Hersteller
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58	 Conversio Market & Strategy GmbH (2020)

59	 Hinzu kamen 7,9 Millionen Tonnen sonstige Kunststoffe, wie z. B. Kleber, Lacke oder Fasern.

60	 Umweltbundesamt (2020) 

61	 Conversio Market & Strategy GmbH (2020)

62	 Verbundverpackungen sind Verpackungen, die aus zwei oder mehr unterschiedlichen Materialarten 
bestehen, die nicht von Hand getrennt werden können. (§3 Verpackungsgesetz)

63	 Bundesverband Sekundärrohstoffe und Entsorgung e.V. (2020)

Deutschland

Fakten zu Produktion und Verbrauch in Deutschland

Der vermeintliche Recycling-Meister

Im Jahr 2019 wurden in Deutschland etwa 12,3 Millionen Tonnen Kunststoffe 
verarbeitet.58 Davon entfielen 10,3 Millionen Tonnen auf Neuware und 2,0 Ton-
nen auf Rezyklate.59 Der größte Anteil der Kunststoffe wurde mit rund einem 
Drittel zu Verpackungen verarbeitet.

Der Kunststoffeinsatz in Deutschland ist nach einem Rückgang während der 
Weltfinanzkrise 2009 bis zum Jahr 2017 wieder kontinuierlich gestiegen. 2019 
wurde ein neuer Höchststand erreicht.

Bei den Verpackungen aus Kunststoff hat sich das Aufkommen von 1,61 Millio-
nen Tonnen im Jahr 1998 auf etwa 3,24 Millionen Tonnen im Jahr 2018 mehr als 
verdoppelt.60

Das Abfallaufkommen von Kunststoffen betrug 2019 rund 6,3 Millionen Ton-
nen. Der Anteil von Post-Consumer-Abfällen – also Abfällen, die privaten oder 
gewerblichen Endverbrauchern anfallen – machte 5,35 Millionen Tonnen aus. 
Die weiteren 927 Kilotonnen waren Industrieabfälle. Die Menge der Kunststoff-
abfälle im Post-Consumer-Bereich steigt seit 1994 kontinuierlich an. 

Energetisch verwertet wurden 3,31 Millionen Tonnen oder knapp 53 Prozent 
(34,3 Prozent in Müllverbrennungsanlagen und 18,5 Prozent als Ersatzbrenn-
stoffe in Kraftwerken und Zementanlagen). Der aus ökologischer Sicht bevor-
zugten stofflichen Verwertung wurden 2,93 Millionen Tonnen und damit rund 
47 Prozent zugeführt, woraus zwei Millionen Tonnen Rezyklat entstanden. Die 
Menge an Rezyklat entspricht einem Anteil von 13,7 Prozent, bezogen auf die 
verarbeitete Kunststoffmenge.61

Die Recyclingfähigkeit von Produkten kann durch verschiedene Faktoren 
erschwert sein. Dazu gehört der Einsatz von Verbundverpackungen62, die bei-
spielsweise in Form von kunststoffbeschichteten Verbunden als plastikärmere 
Alternative eingesetzt werden.63
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Als Einzelhändlerin ist die REWE Group unmittelbar 

von der Einwegkunststoffverbotsverordnung betrof-

fen. Welche Wellen schlägt das in Ihrem 

Unternehmen?

Grundsätzlich haben solche Verbote natürlich weitrei-

chende Auswirkungen bei Unternehmen, wie wir es 

sind. Wir sind ein großer Konzern mit einem sehr brei-

ten Sortiment. Es gibt also kaum eine Vorgabe der 

neuen Verbotsverordnung, von der wir nicht betroffen 

wären. Dadurch entsteht ein erheblicher Aufwand. 

Wie genau läuft das ab?

Bei der REWE Group arbeiten wir interdisziplinär 

zusammen. Bei uns gibt es einen Arbeitskreis Verpa-

ckungen, der unser Engagement für umweltfreundli-

chere Verpackungen bündelt. Neben dem Nachhaltig-

keitsbereich sind Kollegen aus den operativen 

Einkaufsbereichen, die für die Gestaltung unserer Sor-

timente verantwortlich sind, aber auch weitere Berei-

che dabei. 

Bei solchen regulativen Entwicklungen mit Auswirkun-

gen auf unsere Sortimente, werden Fragestellungen 

frühzeitig mit Kollegen von Public Affairs und unseren 

Juristen diskutiert. Oft stellen sich zunächst viele kon-

krete Fragen, was den Geltungsbereich von Verboten 

und die konkrete Konsequenz auf unsere Sortimente 

betrifft. Diesen gehen wir dann auf den Grund. Im Fall 

von Strohhalmen ist das noch recht einfach, weil der 

Einkäufer von Strohhalmen dann schon weiß, dass er 

betroffen ist. Aber wenn zum Beispiel oxo-abbaubare 

Kunststoffe ins Spiel kommen, oder die Regulierung 

einen bestimmten Polystyrol-Hartschaum betrifft, 

einen anderen aber nicht, dann bedarf es mehr Über-

setzungsarbeit. Denn es ist dann eben nicht so einfach 

zu identifizieren, welche konkreten Artikel betroffen 

sind und welche Alternativen wir unseren Kunden 

anbieten können. Es kann dann schon mal einige 

Wochen bis Monate dauern. Zumal die Arbeit eigentlich 

erst dann beginnt, da Gespräche mit den Lieferanten 

geführt und Alternativen gefunden werden müssen. 

Wie können wir uns die operative Umsetzung und 

Gespräche mit den Lieferanten vorstellen? 

Die Gespräche mit den Lieferanten werden von unseren 

Einkäufern geführt. Unser Arbeitskreis Verpackungen 

gibt dem Einkauf Leitlinien an die Hand. Ganz klar defi-

nierte Anforderungen sind an dieser Stelle sehr wichtig, 

weil das Thema Verpackungen sehr komplex ist. Bei 

gesetzlichen Anforderungen, wie beispielsweise dem 

Verbot von expandiertem Polystyrol (EPS) im Lebens-

mittelbereich, gestaltet sich das noch relativ einfach. 

Pia Schnück ist Division Manager 

Sustainability bei der REWE Group

INTERVIEW
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Aber wir als REWE Group haben auch Nachhaltigkeits-

anforderungen an Verpackungen, die über Regulierun-

gen hinausgehen. Da wird es dann spannend.

Beim Thema Strohhalme war die REWE Group sogar 

schneller als das Verbot und hat das Produkt bereits 

ab 2019 aus den Regalen genommen. Warum genau 

dieses Produkt? 

Wir überprüfen laufend unsere Sortimente und Verpa-

ckungen. Bei dieser Entscheidung kam vieles zusam-

men. Ökologisch sind Plastikstrohhalme einfach eine 

Katastrophe. Sie werden nur wenige Minuten genutzt 

und dann weggeworfen. Leider oftmals in die Umwelt. 

Dort benötigen sie Hunderte von Jahren, um sich abzu-

bauen. Das ist ein Problem, das wir lösen wollten. Hinzu 

kam, dass sowohl unsere Kunden wie auch die Politik 

solchen Einweg-Plastikartikeln zunehmend kritisch 

gegenüberstehen. 

Daher haben wir seit Anfang 2019 Mehrweg-Trink-

halme und eine Alternative aus FSC zertifiziertem 

Papier ins Sortiment genommen und den Plastikstroh-

halm ausgelistet.  Natürlich ist es auch ein bedeutendes 

Signal zu sagen: Wir nehmen das aus dem Sortiment. 

Das gilt vor allem für sichtbare Artikel, wie Strohhalm 

oder Tragetasche. Wichtig ist mir, dass wir nicht nur 

nach anderen Materialien suchen, sondern zunehmend 

echte Alternativen zu klassischen Wegwerfartikeln 

anbieten, z. B. durch Mehrweg-Artikel. 

Alternativprodukte stehen ja oft in der Kritik mit Blick 

auf ihre Ökobilanz, nicht wirklich besser als Plastik 

abzuschneiden. Was ist hier Ihre Meinung? 

Wenn man nur das Material eines Einweg-Artikels 

ändert, kann es durchaus so sein, dass bestimmte Alter-

nativprodukte nicht per se mit einer besseren Ökobilanz 

punkten können. Gleichwohl betrachte ich den Einsatz 

von Alternativprodukten auch als Brückentechnologie. 

Denn es geht auch darum, bei unseren Kunden und Lie-

feranten Sensibilität dafür zu schaffen, dass wir mit 

unserer Wegwerf-Einweg-Kultur ein Problem haben. 

Der Papierstrohhalm oder andere Alternativprodukte 

sind sicher nicht immer das Nonplusultra, aber sie schaf-

fen Raum für ein Umdenken und Sensibilisieren für das 

Thema Nachhaltigkeit. Ich gebe Ihnen ein Beispiel: Vor 

drei oder vier Jahren kam es eher selten vor, dass Liefe-

ranten nachhaltige Material- oder Verpackungslösun-

gen an uns herangetragen haben. Das hat sich geändert. 

Wir erleben immer öfter, dass Lieferanten zu uns kom-

men und sagen: „Wir haben hier einen ökologisch bes-

seren Artikel bzw. eine bessere Verpackung!“ Auch dazu 

kann dieser Prozess einen Beitrag leisten. 

Was Regulierungen und Verbote für 
den Einzelhandel bedeuten

„Wir wollen echte  
Alternativen anbieten“

Deutschland
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Wie gestaltet sich denn die Suche nach Alternativpro-

dukten? Wie lange dauert es, bis ein Alternativprodukt 

dann im Regal steht?

Das kann man nicht so pauschal beantworten. Es kann 

sein, dass ein Lieferant mit einer wirklich guten Lösung 

zu uns kommt, dann kann so was ziemlich schnell gehen. 

Das hängt aber auch vom Produkt ab. Nehmen wir den 

Gemüsebereich – dort haben wir viele „Schnelldreher“ 

–, da kann eine Verpackung recht zügig ausgetauscht 

werden. Das ist bei Konserven, unter anderem auf-

grund des längeren Haltbarkeitsrahmens, anders. Wir 

beurteilen dann zudem die Verpackungslösungen nach 

ökobilanziellen Faktoren sowie der Recyclingfähigkeit, 

und schauen uns genau an, ob die Idee wirklich besser 

abschneidet. Hier kann es gut sein, dass wir den Liefe-

ranten noch mal bitten nachzuschärfen. Das dauert auch 

gern mal etwas länger. Von drei Monaten bis zu zwei 

Jahren ist alles möglich. Im Gegensatz zu Materialalter-

nativen ist die Umstellung von Einweg auf Mehrwegal-

ternativen leider oft deutlich komplizierter. In meinem 

Bereich haben wir ein paar solcher Projekte, bei denen 

man daher eher von Co-Development sprechen muss 

und eine Umstellung gerne auch ein bis zwei Jahre Vor-

lauf erfordert.

Zum Schluss noch eine persönliche Frage: Wie bewerten 

Sie denn die EU-Einwegplastik-Richtlinie insgesamt 

beziehungsweise speziell die neue Einwegkunststoff

verbotsverordnung?

Meiner Meinung nach stellt die EU-Einwegplastik-

Richtlinie sehr stark auf das Thema Vermüllung ab. Das 

ist sicher global ein Riesenproblem, aber in Deutsch-

land nicht unser größtes. Außerdem sind Produkte wie 

der To-go Kaffeebecher vom Verbot nicht betroffen, 

sondern zunächst nur von der Kennzeichnungspflicht. 

Mir leuchtet zudem nicht ein, wieso man expandierten 

Polystyrol-Hartschaum als Einweg-Verpackung verbie-

tet, extrudierten aber nicht. Ich finde aber zum Beispiel, 

dass der neue Paragraf 33 im Verpackungsgesetz, der 

die preisgleiche Mehrwegpflicht vorsieht, tatsächlich 

Wirksamkeit entfalten kann. 

„Es geht auch darum, bei unseren Kunden 

und Lieferanten Sensibilität dafür zu 

schaffen, dass wir mit unserer Wegwerf-

Einweg-Kultur ein Problem haben.“
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Ein Stopp war der Start
Seit vier Jahren dürfen Plastiktüten in Kenia nicht mehr genutzt werden.  
Was hat sich seitdem getan?

Seit 2017 sind Plastiktüten in Kenia verboten. Das Verbot und die damit verbundenen 
drastischen Strafen für die Verwendung, Herstellung und Einfuhr erregten international 
Aufmerksamkeit. Doch welche Wirkung hatte das Gesetz? Und welche weiteren Schritte 
vollzieht Kenia, um das Plastikproblem zu lösen? 

In Kenia war die Einweg-Plastiktüte mehr als ein 

Transportmittel. Sie war beliebt, weil sie billig und für 

eine Vielzahl von Zwecken nützlich war – bis hin zum 

Einsatz als Toilette für Menschen ohne Zugang zu 

Sanitäranlagen.64 Diese zahlreichen Verwendungs-

zwecke verursachten jedoch auch eine Reihe von 

Problemen, wenn die Tüten zu Abfall wurden und 

anschließend in der Umwelt landeten. Zu den negati-

ven Auswirkungen auf die Umwelt zählt zum Beispiel 

die Abnahme der Bodenfruchtbarkeit. Mikroplastik in 

hohen Konzentrationen reduziert die Vermehrung 

von Würmern, die für die Bodengesundheit von ent-

scheidender Bedeutung sind, um bis zu 50 Prozent. Je 

kleiner die Plastikpartikel, desto stärker wird die 

Reproduktion der für den Boden wichtigen Organis-

men gehindert.65 

Es traten weitere Probleme auf, die man in Industrie-

ländern nicht sofort auf dem Schirm hat, wenn man 

an Kunststoffabfall denkt. In Kenia zählte dazu auch 

die Verstopfung von Rohren und Abflüssen durch 

unsachgemäße Entsorgung der Kunststoffprodukte, 

was die Folgen von Überschwemmungen während 

der Regenzeiten verschlimmerte.66 Untersuchungen 

der Nationalen Umweltmanagementbehörde zufolge 

hatten zudem vor dem Verbot in einigen Teilen des 

Landes mehr als die Hälfte des Viehbestandes Plas-

tiktüten aufgenommen, was sich auf die Gesundheit 

der Tiere und die Milch- und Rindfleischproduktion 

auswirkte.67

Nach Angaben des Umweltprogramms der Vereinten 

Nationen (UNEP) gelangten vor dem Verbot in Kenia 

allein durch die Supermärkte jährlich ungefähr 100 Milli-

onen Plastiktüten in Umlauf.68 Insgesamt beläuft sich die 

Abfallmenge von Kunststoffverpackungen in Kenia auf 

etwa 260.000 Tonnen pro Jahr. Davon werden rund 18 

Prozent für das Recycling gesammelt und etwa 15 Pro-

zent (38.000 Tonnen) tatsächlich recycelt. Es wird ange-

nommen, dass rund 174.000 Tonnen Plastik im Jahr in 

der Umwelt oder auf illegalen Deponien landen.69

Das kenianische 
Plastiktütenverbot
Eine grundlegende Ursache für die Umweltprobleme 

durch Kunststoffabfälle in Kenia war das Fehlen eines 

klaren Rechtsrahmens und spezifischer Infrastrukturen, 

die ein effizientes Abfallsammel- und Recyclingsystem 

ermöglicht hätten. Dies ist vor allem in einkommens-

schwachen Gebieten des Landes der Fall, wo Haushal-

ten das Geld fehlt, um die Müllabfuhr zu bezahlen. 

Daher werden Abfälle, einschließlich Plastikmüll, illegal 

entlang von Straßen, in Flüssen und Freiflächen abgela-

den oder in privaten Hinterhöfen verbrannt.70 

Die erste von der kenianischen Regierung erlassene 

Regulierung von Einwegkunststoffen betraf Einweg-

Plastiktüten. Die Regierung hatte bereits zuvor mehr-

fach ein vollständiges oder teilweises Verbot angekün-

digt.71 Im Jahr 2005 beschloss sie eine Erhöhung der 

Mindestdicke von hergestellten oder importierten 

Kunststoffverbote in Kenia

64	 Enge (2018) 

65	 Lahive et al. (2019)

66	 Enge (2018)

67	 Lange et al. (2018) 

68	 UNEP (2017)

69	 Elliott et al. (2018)

70	 Enge (2018)

71	 Behuria (2019)30



Polyethylen-Tüten von 15 auf 30 Mikrometer. Die Idee 

war, dass dickere und stärkere Beutel die Wiederver-

wendung und das Recycling fördern würden.72 Danach 

gab es weitere Versuche eines Verbots, die jedoch aus 

Gründen wie dem Verlust staatlicher Einnahmen, der 

Sorge vor geringeren Investitionen und der Angst vor 

Arbeitsplatzverlusten erfolglos verliefen.73 Die keniani-

schen Kunststoffhersteller haben über den keniani-

schen Herstellerverband (KAM) immer wieder dazu 

beigetragen, die Umsetzung von Maßnahmen gegen 

Plastiktüten zu verhindern.74

Am 28. August 2017 trat schließlich ein Verbot der Ver-

wendung, Herstellung und Einfuhr von Einweg-Plastik-

tüten in Kraft, das nur wenige Ausnahmen, wie beispiels-

weise Brottüten, zulässt. Um das Verbot in der Praxis 

durchzusetzen, wurden schwere Strafen für Personen, 

die Plastiktüten herstellen, verkaufen oder mit sich füh-

ren, eingeführt. Sie reichen bis zu einer Höchststrafe von 

fast 40.000 USD oder bis zu vier Jahren Gefängnis.75

Daniel Paffenholz, Chef bei TakaTaka Solutions, dem 

größten Abfallwirtschaftsunternehmen in Ostafrika, 

gibt allerdings zu bedenken, dass Strafen in Kenia oft 

nicht durchgesetzt werden. Daher müsse die Sanktion 

aus Sicht der Regierung umso drakonischer sein, damit 

sie einigermaßen ernst genommen werde.

Soziale und ökologische Auswir-
kungen des Verbotes
„Im Endeffekt hat das Verbot sicherlich zu kurzfristigen 

Verlusten von 3.000 bis 5.000 Arbeitsplätzen in der 

kenianischen Wirtschaft geführt”, berichtet Paffenholz. 

Das sei eine Menge, wenn man bedenkt, dass in einem 

Land wie Kenia nur zwölf Prozent der in der Abfallwirt-

schaft eingesetzten Menschen im formellen Sektor 

tätig sind. Aus ökologischer Sicht beurteilt Paffenholz 

das Verbot als einen ersten Erfolg: „Wir sind das größte 

Müllsammlungsunternehmen und wir erheben täglich 

Daten zur Müllzusammensetzung. Diese Art von Plas-

tiktüten gibt es einfach nicht mehr. Die gibt es nur noch 

72	 Enge (2018)

73	 Horvath et al. (2018)

74	 Behuria (2021)

75	 Behuria (2019)
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in gewissen Grenzstandorten. Da werden sie aus Tan-

sania und Uganda illegal importiert.“

Das Verbot habe allerdings nicht zuletzt über Umwege 

zu einer Reduktion der Gesamtmenge an Plastiktüten 

beigetragen. „Zunächst sind viele Supermärkte von 

HDPE76-Tüten auf PP77-Tüten umgestiegen, also diese 

Vliesstoff-Tüten, die sich so ein bisschen wie Textilien 

anfühlen. Diese sind viel schlechter recycelbar als 

HDPE-Tüten, weil sie viel mehr Schmutz absorbieren. 

Aber sie sind leicht teurer in der Produktion und das 

haben die Supermärkte zum Anlass genommen, Tüten 

nicht mehr gratis an die Kunden rauszugeben. Daher ist 

der Verbrauch massiv runtergegangen. Das hätte man 

aber auch dadurch erreichen können, indem man direkt 

für die besser recycelbaren HDPE-Tüten den Super-

märkten einen Preis aufgezwungen hätte“, berichtet 

Paffenholz.

Das Verbot als Startschuss
Eine weitere Regulierung von Kunststoffprodukten trat 

am 4. Juni 2020 in Kraft. Seitdem ist die Verwendung 

von Einweg-Plastikartikeln in geschützten Gebieten 

wie Nationalparks, Stränden, Waldgebieten und Natur-

schutzgebieten verboten. Der Staat fördert zudem die 

Einführung innovativer und nachhaltiger Alternativen, 

indem er Anreize für deren Herstellung und Verbrei-

tung schafft und Medienkampagnen durchführt. Die 

folgende Abbildung 8 zeigt, welche Einweg-Kunst-

stoffartikel in Schutzgebieten verboten sind, und listet 

die vorgeschlagenen Alternativen auf.

Zudem hat die kenianische Regierung Anreize geschaf-

fen, um Kunststoffe in der Umwelt durch den Aufbau 

entsprechender Infrastruktur zu verringern. So sah die 

Regierung im Staatshaushalt 2019/20 eine Mehrwert-

steuerbefreiung für alle Dienstleistungen vor, die von 

Kunststoffrecyclinganlagen angeboten werden. Auch 

für die beim Bau dieser Anlagen verwendeten Geräte 

wurden Steuerentlastungen eingeführt. Darüber hin-

aus senkte die Regierung die Körperschaftssteuer für 

Investoren, die eine Kunststoffrecyclinganlage betrei-

ben, in den ersten fünf Jahren von 30 auf 15 Prozent. 

Diese Initiativen sind zusammen mit dem Verbot 

bestimmter Einwegprodukte Teil einer Strategie zur 

Verringerung der Kunststoffabfälle in der Umwelt.78

Daniel Paffenholz resümiert, dass in Kenia seit dem 

Plastiktütenverbot sehr viel regulatorisch passiert: 

„Man kann im Rückblick durchaus sagen, das Verbot 

war eine Initialzündung. Die Regierung nimmt Abfallfra-

gen insgesamt viel stärker in den Fokus, was jetzt darin 

mündet, dass Kenia als eines der ersten Länder in Afrika 

ein System der erweiterten Herstellerverantwortung 

bekommt. Der zeitliche Startschuss – ob er jetzt kausal 

unbedingt immer damit verbunden ist, sei dahingestellt 

– war dieses Gesetz.“

Am Ziel sei das Land damit noch lange nicht. Zwischen 

den großen Ambitionen und den damit verbundenen 

neuen Gesetzen auf der einen und der operativen 

Umsetzung auf der anderen Seite klaffe noch eine 

große Lücke. Daniel Paffenholz: „Wie viele Deponien 

gibt es in Kenia? Keine. Wie gut funktioniert die Durch-

setzung der vorhandenen Gesetze, dass der Müll nicht 

überall hingekippt wird? Sehr schlecht. Aber zumindest 

bewegt sich etwas.“ Nun gelte es, den Gesetzen die 

konsequente Anwendung folgen zu lassen.

76	 Polyethylen mit hoher Dichte

77	 Polypropylen

78	 Republic of Kenya. Ministry of Environment and Forestry 
(2020)  32



Abbildung 8: Verbotene Einwegkunststoffe in Schutzgebieten und vorgeschlagene 
Alternativen

Nr. Zum Verbot vorgeschlagene Einwegkunststoffe Alternativen

1 Einwegbesteck, Gabeln, Messer, Löffel, Essstäb-

chen, Strohhalme und Rührstäbchen für Getränke

Besteck – Holz-/Metall- oder Papierbesteck ohne 

Plastikeinlage und lokal verfügbare Alternativen, 

z. B. Kokosnussschalen und Bambus

2 PET-Flaschen Wiederverwendbare Plastik-/Glasflaschen – 

Getränke müssen an ausgewiesenen Plätzen  

eingenommen oder serviert werden.

3 Nicht gewebte Kunststofftragetaschen Wiederverwendbare gewebte Tragetaschen

4 Zigaretten mit Plastikfiltern (Zigarettenkippen) 

(Rauchen nur in ausgewiesenen Bereichen erlaubt)

Zigaretten mit plastikfreien Filtern

5 Wattestäbchen aus Kunststoff Wattestäbchen aus Holz

6 Getränkebehälter aus expandiertem Polystyrol 

(EPS)

Verwendung wiederverwendbarer Getränkebehälter

7 Chipsverpackungen, Bonbonverpackungen und 

Süßwarenverpackungen

Verwendung von Papierverpackungen

8 Hygieneartikel wie Windeln (mit Ausnahme von 

Binden)

Verwendung wiederverwendbarer Windeln/

Handtücher

9 Feuchttücher Handdesinfektionsmittel oder Händewaschen mit 

Wasser und Seife, Verwendung von Papiertüchern

10 Lutscher-Stäbchen Lutscher-Stäbchen aus Papier

11 Einweg-Zahnseide aus Kunststoff Plastikfreie Zahnseide

12 In Plastik verpackte Einweg-Toilettenartikel wie 

Seife, Lotionen, Shampoos usw.

Verwendung nachfüllbarer Behälter für Flüssigseife

Quelle: Eigene Darstellung und Übersetzung basierend auf Republic of Kenya. Ministry of Environment and Forestry (2020), S. 12 f. 
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Was sind die Ziele von Flipflopi und wo ist Ihre Organi-

sation tätig?

Im Wesentlichen sind wir eine Bewegung, die es sich 

zur Aufgabe gemacht hat, Einwegplastik langfristig 

abzuschaffen. In unserer Arbeit verfolgen wir einen 

systemischen Ansatz. Das bedeutet, dass wir Innovati-

onen fördern und umsetzen, aber auch Aufklärungs- 

und Bildungsarbeit leisten. 

Wir sind eine in Afrika ansässige Organisation, die über-

wiegend auf freiwilliger Basis arbeitet. Wir sind haupt-

sächlich in Kenia tätig, aber unsere Arbeit erstreckt sich 

auf die gesamte Region Ostafrika. Das ist wichtig, denn 

wir sind der festen Überzeugung, dass wir die Plastik-

verschmutzung nicht allein auf nationaler Ebene 

bekämpfen können.

Könnten Sie erläutern, warum Sie glauben, dass die 

Arbeit über nationale Grenzen hinweg von entschei-

dender Bedeutung ist und wie Sie dies in Ihre Arbeit 

einbeziehen?

Die Tatsache, dass wir über den Indischen Ozean und 

den Viktoriasee hinweg Gewässer mit so vielen ver-

schiedenen Ländern teilen, zeigt, dass wir dieses Prob-

lem nicht allein bewältigen können. Unser regionaler 

Ansatz folgt einem ähnlichen Modell wie das der EU, 

die mit ihrer Richtlinie über Einwegplastik bestimmte 

Plastikartikel in allen Mitgliedsstaaten aus dem Verkehr 

zieht. Wir glauben, dass ein ähnliches Prinzip in der 

gesamten Ostafrikanischen Gemeinschaft funktionie-

ren könnte, wenn wir in der Lage sind, die bereits vor-

handenen Policy-Instrumente zu nutzen. Ich glaube, 

das Momentum ist da! Die Tatsache, dass wir das Prob-

lem der Plastikverschmutzung gemeinsam angehen 

müssen, ist bei den Entscheidungstragenden in der 

Region angekommen. 

Allerdings sind die Länder der Region sehr unterschied-

lich. Ruanda und Kenia zum Beispiel sind dienstleis-

tungsorientierte Volkswirtschaften mit einer starken 

Abhängigkeit vom Tourismus. Forschungsergebnissen 

zufolge haben sie einen stärkeren Anreiz, sich für ein 

Ende der Plastikverschmutzung einzusetzen. Dies 

könnte zum Teil erklären, warum Ruanda und Kenia an 

der Spitze der Bewegung stehen und Tansania nachge-

zogen hat, während es für eher industriebasierte Volks-

wirtschaften wie Uganda schwieriger ist, politische 

Veränderungen umzusetzen. 

Was genau tut Flipflopi Project, um den politischen 

Wandel auf regionaler Ebene voranzutreiben?

Gemeinsam mit einer führenden Anwaltskanzlei haben 

wir einen Gesetzesentwurf ausgearbeitet, der das Ver-

bot verschiedener Einwegplastikprodukte vorsieht. Bei 

den ausgewählten Produkten haben wir uns an der Liste 

der EU orientiert. Unser großes Ziel ist es aber, Einweg-

plastik ein Ende zu setzen. Deshalb halte ich es für ent-

scheidend, dass wir unser Konsumverhalten ständig 

Dipesh Pabari ist Projektleiter und 

Mitgründer von Flipflopi Project
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hinterfragen. Müssen Gurken wirklich einzeln in Plastik 

verpackt sein? Aber irgendwo muss man ja anfangen, 

und ich halte Einwegplastik-Wattestäbchen oder Luft-

ballons für völlig unnötig. Die Menschheit wird zum Bei-

spiel auch ohne Plastiktüten gut überleben.

Wie ist der aktuelle Stand des von Ihnen ausgearbeiteten 

Gesetzentwurfs?

Wir sind gerade dabei, Lobbyarbeit für unseren Gesetzes-

entwurf zu machen. Das bedeutet, dass wir versuchen, 

Unterschriften dafür zu sammeln. Aber vor allem wenden 

wir uns an Regierungen und politische Entscheidungsträ-

ger. Letztendlich sind sie es, die den Gesetzentwurf durch-

bringen müssen. Aber diese Prozesse sind schwierig. An 

einem Tag findet ein Politiker das Thema sehr wichtig und 

am nächsten steht dann schon wieder ein anderes – ver-

meintlich noch wichtigeres – Thema auf der Tagesord-

nung. Im Moment geht es also darum, so viele Entschei-

dungsträger wie möglich ins Boot zu holen. Dazu arbeiten 

wir auf verschiedenen Ebenen. Einerseits bieten wir den 

Gesetzentwurf jenen Counties79 an, bei denen wir auf gro-

ßes Interesse gestoßen sind. Andererseits wenden wir uns 

an Parlamentarier in der gesamten Region. Unser Haupt-

ziel ist es, den Gesetzentwurf auf der Ebene der Ostafri-

kanischen Gemeinschaft vorzulegen. Dazu brauchen wir 

Abgeordnete aus der gesamten Region auf unserer Seite, 

die den Gesetzentwurf dann in der parlamentarischen Sit-

zung einbringen können. Wir hoffen, dass wir dies in den 

nächsten sechs bis acht Monaten erreichen können.

Um auf Flipflopi Project als Organisation zurückzu-

kommen: Ihre Organisation hat viel öffentliche Auf-

merksamkeit erhalten, z. B. von der UNO, und Sie 

haben auch sehr renommierte Mitglieder in Ihrem 

Beirat, wie Prof. Judi Wakhungu.  

Was, glauben Sie, macht Ihre Arbeit so erfolgreich?

Ich denke, neben der Leidenschaft und dem Enthusi-

asmus, den unsere Freiwilligen in ihre Arbeit stecken, 

hat es viel mit der Tatsache zu tun, dass wir eine afri-

kanische Organisation sind, die den regionalen Kon-

text wirklich versteht und aktiv auf dessen Erbe auf-

baut. Als wir zum Beispiel das weltweit erste Segelboot 

aus Plastikmüll für unsere Aufklärungsexpeditionen in 

der Region gebaut haben, haben wir nicht irgendein 

Segelboot gebaut, sondern eine Dhau. Dhaus sind tra-

ditionelle Segelboote, die sich in ihrer Struktur in den 

letzten 2.000 Jahren nicht verändert haben und des-

wegen ein Symbol für das regionale Kulturerbe sind. 

Das zeigt, dass wir bei der Bewältigung des Plastikpro-

blems keine neue Identität schaffen müssen, sondern 

auf etwas aufbauen können. Wir arbeiten auch mit 

Musikstars und anderen aufstrebenden Künstlern 

zusammen und versuchen, sie in die vorderste Reihe 

unserer Bewegung zu bringen. Wir müssen stolz dar-

auf sein, dass der Begriff Kreislaufwirtschaft vielleicht 

neu ist, aber das Konzept ist es nicht: Traditionelle 

afrikanische Gesellschaften praktizieren diese schon 

seit Tausenden von Jahren.

Nur grenzüberschreitende Ansätze können die 
Plastikverschmutzung in Ost-Afrika lösen

 „Ich glaube, das 
Momentum ist da!“

79	 Gebietskörperschaften  
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To-Go or Not-to-Go
Verbote wirken zwar, können aber langfristig nur Teil der Lösung sein

Experten sind sich einig: Die sogenannte „To-go-Kultur“ trägt in erheblichem Maße zur 
globalen Plastikmüllproblematik bei. „To-go-Kultur“ bedeutet eben auch – und das klingt 
deutlich weniger hip – Wegwerfkultur. Diese wird wohl mit keinem anderen Land stärker 
in Verbindung gebracht als mit den USA. Um den zunehmenden Umweltfolgen entge-
genzuwirken, hat Kalifornien als erster US-Staat ein flächendeckendes Verbot bestimmter 
Einweg-Plastikprodukte eingeführt. Doch der Weg dorthin war vor dem Hintergrund 
mächtiger Wirtschaftsinteressen steinig.

Konkrete regulatorische Maßnahmen gibt es in Kalifor-

nien aktuell für zwei Einwegprodukte aus Plastik: Plas-

tiktüten und Strohhalme. 

Ein echtes Verbot gilt dabei lediglich für Plastiktüten. 

Das Gesetz trat am 1. Juli 2015 in Kraft und gilt nur für 

Plastiktüten, die eine Wandstärke von unter 2,25 Milli-

meter aufweisen.80 Plastiktüten mit dickerer Wand-

stärke gelten als wiederverwendbar und dürfen daher 

gegen eine Gebühr von rund zehn Cent weiterhin aus-

gegeben werden. Darüber hinaus gilt das Verbot nur für 

große Supermarkt- und Handelsketten; für kleinere 

Geschäfte sind Ausnahmen beschlossen worden. Diese 

dürfen weiterhin Plastiktüten, auch mit einer Wand-

stärke unter 2,25 Millimeter, ausgeben.81 

Bei Strohhalmen ist die Sache noch etwas komplizier-

ter. Obwohl das sogenannte „straw ban“ (Strohhalm-

Verbot) in den USA medial hohe Wellen schlug, ver-

dient das Gesetz das Verbotssiegel nicht.82 „Entgegen 

dessen, was viele denken, gibt es in Kalifornien über-

haupt kein Verbot von Plastikstrohhalmen“, erklärt Nick 

Lapis, Advocacy Director bei Californians Against 

Waste, einer lokalen NGO. Lapis verweist zum einen 

darauf, dass das am 1. Januar 2019 in Kraft getretene 

Gesetz lediglich für Restaurants gelte, bei denen es 

Tischservice gebe. Fast-Food-Restaurants, die Plastik-

strohhalme in Massen ausgeben, und Lebensmittelge-

schäfte seien von dem Gesetz ausgenommen. Zum 

anderen gibt er zu bedenken, und darin liege das viel-

leicht noch größere Schlupfloch, können selbst Restau-

rants mit Tischservice weiterhin Plastikstrohhalme aus-

geben. Dies dürfe aber nicht mehr unaufgefordert, 

sondern nur noch auf expliziten Kundenwunsch hin, 

erfolgen. „Insgesamt haben wir also, vor allem was Plas-

tikstrohhalme angeht, ein sehr schwaches Gesetz“, 

resümiert Lapis. 

Politik der kleinen Nadelstiche 
führte zum Verbot
Im Vergleich zu anderen Weltregionen sind die bereits 

geltenden gesetzlichen Regelungen bezüglich des Ver-

bots von Einwegprodukten aus Plastik also weder radi-

kal noch betreffen sie ein breites Produktportfolio. 

Umso überraschender ist das langwierige Gesetzge-

bungsverfahren, das der Einführung des Plastiktüten-

verbots vorausging. Nick Lapis spricht in diesem 

Zusammenhang von einem „langen Prozess, der sich 

über mehr als zehn Jahre erstreckt hat“. 

Auf Ebene des Bundesstaats ein Verbot von Plastiktüten 

zu erreichen, sei zuvor dreimal gescheitert, gibt Lapis 

zu bedenken. Unterschiedliche Politikerinnen und Poli-

tiker der Demokratischen Partei hatten jeweils erfolg-

los versucht, die nötigen Stimmen für das Verbot zu gewin-

nen. Dass es 2014 unter der Ägide von Alex Padilla 

– ehemals Abgeordneter im kalifornischen Repräsen-

tantenhaus und seit 2021 Senator von Kalifornien – 

schlussendlich gelang, das Verbot von Plastiktüten über 

die legislative Ziellinie zu tragen, führt Lapis auch auf 

Plastik-Regulierung in Kalifornien

80	 Government of California (2021)

81	 Ebd.

82	 California Legislative Information (2018) 
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eine Politik der vielen kleinen Nadelstiche zurück. „Wir 

und viele andere Initiativen hatten im Vorfeld des bun-

desstaatsweiten Verbots den Fokus unserer Arbeit 

zunehmend darauf gelegt, lokale Verordnungen zu 

erreichen“, erklärt Lapis. Das bedeutet, dass bereits 

2013 in 85 Gemeinden insgesamt 64 lokale Verordnun-

gen in Kraft getreten waren.

Zum Zeitpunkt des Verbots auf Bundesstaatsebene 

waren also bereits 44 Prozent der kalifornischen Bevöl-

kerung von Regulierungen bezüglich der Eintragung 

von Plastiktüten in die Umwelt betroffen.

Die Verordnungen deckten dabei ein breites Spektrum 

ab: Während in San Francisco bereits ein Verbot von 

Plastiktüten in großen Supermärkten und anderen gro-

ßen Geschäften galt, wurde in anderen Gemeinden 

lediglich eine Gebühr für Plastiktüten erhoben. „Die 

Vielzahl der lokalen Verordnungen führte dazu, dass es 

die großen Supermarkt- und Handelsketten mit völlig 

unterschiedlichen und unübersichtlichen rechtlichen 

Grundlagen zu tun hatten. Schlussendlich haben wir 

dann mit dem Einzelhandel zusammengearbeitet, um 

eine einheitliche Regelung auf den Weg zu bringen. Das 

hat die Wende gebracht und das Verbot auf Bundes-

staatsebene möglich gemacht“, erinnert sich Lapis.

Letztes Aufbäumen der 
Plastikindustrie
Obwohl sich also mit Supermarkt- und Handelsketten 

Teile der Wirtschaft nun für ein einheitliches Verbot 

von Plastiktüten einsetzten, nutzte die Lobby der Plas-

tikindustrie die rechtliche Möglichkeit, ein Referendum 

zu erwirken. „Der größte Hersteller von Plastiktüten in 

Kalifornien hat sehr viel Geld in die Hand genommen, 

um genügend Unterschriften zu sammeln, sodass ein 

zusätzliches Referendum durchgeführt werden 

musste“, erklärt Lapis.

Schlussendlich haben sich die Kalifornier aber mit 

einer Mehrheit von 53 Prozent dafür entschieden, das 

Verbot von Plastiktüten beizubehalten. „Das war ein 

großer Erfolg für uns, denn wir hatten, anders als die 

Plastikindustrie, überhaupt kein Geld, um Werbung zu 

machen“, fügt Lapis hinzu. Die finanzstarke Lobbyar-

beit der Plastikindustrie verhindere zudem, dass ambi-

tionierte Ziele umgesetzt werden konnten, so Lapis.

Die Plastikindustrie in Kalifornien ist ein starker Wirt-

schaftszweig: Mit fast 80.000 Arbeitsplätzen entfällt 

der größte Teil der US-amerikanischen Plastikindustrie 

auf Kalifornien.

Das Verbot entfaltet die 
gewünschte Wirkung
Die Frage, ob das Plastiktütenverbot die gewünschte 

Wirkung entfalte, bejaht Lapis eindeutig: „Das Verbot 

ist wirksam. Auch wenn die Menge des eingesetzten 

Plastiks nur um die Hälfte reduziert wurde, da dickere 

Plastiktüten immer noch in den Umlauf gebracht wer-

den dürfen, ist die Zahl der Plastiktüten, die bei Clean-

ups gefunden werden, um etwa 80 Prozent 

zurückgegangen.“

Zu einem ähnlichen Ergebnis kommen auch andere Stu-

dien. Abbildung 9 zeigt das durchschnittliche Verbrau-

cherverhalten in drei Gebieten Kaliforniens: San Jose, 

Santa Monica und Los Angeles County. Die Umfrage 

wurde vor und sechs Monate nach der Einführung des 

Verbots von Einweg-Plastiktüten und der Erhebung 

einer Gebühr in Höhe von zehn Cent für Papiertüten 

durchgeführt. Während vor dem Verbot nur 17 Prozent 

der Käufer auf Einkaufstüten verzichteten, traf dies 

nach der Einführung des Plastikverbots auf 40 Prozent 

zu. Auch die Verwendung von wiederverwendbaren 

Plastiktüten stieg drastisch von fünf auf 45 Prozent. Zu 

beobachten ist aber auch, dass der Einsatz von Papier-

tüten – trotz Gebühr – deutlich anstieg.

Diesen Trend beurteilt Lapis kritisch: „Die Herausfor-

derung ist, dass nun viele Leute versuchen, Plastik zu 

vermeiden, aber dennoch am Kern des Problems vor-

beigehen. Wir müssen, unabhängig vom Material, weg 

von unnötigen Einwegprodukten kommen.“

Kalifornien
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Strategiewechsel für die Zukunft
Um das Plastikproblem nachhaltig in den Griff zu 

bekommen, sei es notwendig, einen ganzheitlichen 

Ansatz zu verfolgen, ergänzt Lapis. Einen Gesetzent-

wurf dazu gibt es bereits: Der „California Circular Eco-

nomy and Plastic Pollution Reduction Act“ schlägt eine 

Abkehr vom Verbot einzelner Produkte vor und formu-

liert anstatt dessen konkrete Ziele, die von Politik und 

Industrie erreicht werden müssen.

Der Gesetzentwurf beabsichtigt unter anderem, dass 

bis 2032 alle Einwegprodukte für Nahrungsmittel zu 

100 Prozent aus recyclingfähigem oder kompostierba-

rem Plastik bestehen müssen. Zur Zielerreichung soll 

ein Policy-Mix zum Einsatz kommen, der neben Steu-

ern und Verboten auch Anreizsysteme für Hersteller 

und Konsumenten umfasst. Der „California Circular 

Economy and Plastic Pollution Reduction Act“ ist in der 

Vergangenheit bereits zweimal gescheitert. Doch Nick 

Lapis bleibt optimistisch und hofft, dass es beim nächs-

ten Anlauf gelingt, das Gesetz auf den Weg zu bringen. 

Dass er einen langen Atem hat, hat er in der Vergan-

genheit bereits bewiesen. 

Besonders beunruhigend dabei: ein rechtliches Schlupf-

loch ermöglicht es bislang, dass aus Kalifornien expor-

tierter Plastikmüll als recycelt gilt und somit auf die 

Recyclingziele des Bundesstaates einzahlt.83 Nicht nur 

fehlende Recyclingkapazitäten in den Zielländern, son-

dern auch die oftmals mangelnde Recyclingfähigkeit des 

exportierten Plastikmülls lassen daran berechtigte 

Zweifel aufkommen. Viel wahrscheinlicher erscheint es, 

dass das Problem geografisch verlagert wird und sich die 

ohnehin dramatische Plastikmüllsituation in Ländern 

des globalen Südens weiter verschlechtert. 

Vor diesem Hintergrund wurde im September 2021 

Assembly Bill 881 (AB 881) verabschiedet.84 Das Gesetz 

sieht vor, dass nur noch exportierter Plastikmüll, dessen 

Recycling als wahrscheinlich gilt, in die kalifornischen 

Recyclingziele einbezogen werden darf. Nicht recycling-

fähiger Plastikmüll darf jedoch – anders als in der EU85 

– weiterhin exportiert werden; aber nicht mehr als recy-

celt klassifiziert werden. 

Wenngleich Befürworter behaupten, das Gesetz schaffe 

bessere Transparenz, ist fraglich, ob es tatsächlich einen 

Beitrag zur Bekämpfung der globalen Plastikflut leistet. 

Denn sicher ist: Die Herausforderungen in den Ziellän-

dern werden dadurch nicht gelöst.

83	 Californians Against Waste (2021)

84	 California Legislative Information (2021)

85	 Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare 
Sicherheit (2021) 
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Abbildung 9: Konsumentenverhalten vor und nach Einführung des Plastikverbots

Quelle: Eigene Darstellung, basierend auf Daten von Equinox Center (2013), S. 3
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Fakten zu Produktion und Verbrauch in den USA und Kalifornien

Die USA sind Plastikmüll-weltmeister

Die Assoziation der „To-go-Kultur“ mit den USA ist kein Zufall. Sowohl der „To-go-Becher“ 

für Heißgetränke86 als auch der Plastikdeckel für Kaffeebecher87 haben ihre Ursprünge in 

den Vereinigten Staaten. Wenngleich längst global verbreitet, sind die Auswirkungen des 

schnellen Konsumierens „on the go“ noch heute in den USA besonders spürbar. 

Die Schätzungen des jährlich anfallenden Plastikmülls pro Kopf in den USA variieren 

zwischen 10588 und 130 Kilogramm.89 Für den globalen Spitzenplatz reichen beide 

Werte. Zum Vergleich: Derselbe Wert für Deutschland liegt bei 81 Kilogramm; der  

EU-28-Durchschnitt bei 55,5 Kilogramm Plastikmüll pro Kopf.90 

2018 fielen in den USA 34,5 Millionen Tonnen Verbraucherabfälle aus Kunststoff an, von 

denen fast 34 Millionen Tonnen gesammelt wurden.91 Vom gesammelten Plastikabfall 

werden 3,2 Millionen Tonnen oder 9 Prozent dem Recycling zugeführt, 15 Prozent wer-

den energetisch verwertet, also beispielsweise in Müllverbrennungsanlagen verbrannt.92 

Die große Mehrheit des anfallenden Plastikmülls (74 Prozent) wird auf Mülldeponien ent-

sorgt. Die verbleibenden zwei Prozent des Plastikmülls werden unsachgemäß entsorgt.93

Die hohe Entsorgungsrate auf Mülldeponien und die im Vergleich zu anderen Industrie-

nationen geringe Recyclingrate beziehungsweise energetische Verwertung lässt sich 

zum einen auf die besonders geringen Kosten bei der Entsorgung auf Mülldeponien 

zurückführen.94 Zum anderen hinterlassen die Plastikimportverbote, die zahlreiche Län-

der – allen voran China – in den letzten Jahren verhängt haben, ihre Spuren.95 Dennoch 

schlagen Umweltschützer Alarm. Sie gehen davon aus, dass weiterhin große Mengen 

von Plastikmüll in Länder des globalen Südens verschifft werden. Fast ein Drittel des 

exportierten Mülls aus den USA soll dabei aus Kalifornien stammen96. 

86	 Bon appetit (2014)

87	 The New York Times Magazine (2013)

88	 Lavender et al. (2020)

89	 Parker (2020)

90	 Ebd.

91	 Conversio Market & Strategy GmbH (2020)

92	 Ebd.

93	 Ebd.

94	 Ebd. 

95	 Yale Environment 360 (2020)

96	 Greenpeace (2021)
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Es ist bereits über ein Jahrzehnt her, dass die ersten 

lokalen Verordnungen in Kalifornien zur Regulierung 

des Gebrauchs von Plastiktüten in Kraft getreten sind. 

Und seit nun fast sieben Jahren existiert das landesweite 

Plastiktütenverbot. Wie beurteilen Sie den Erfolg des 

Verbots insgesamt und wie wurde es von der Gesell-

schaft angenommen?

In Kalifornien herrscht eigentlich ein ziemlich großes 

Umweltbewusstsein. Das war auch einer der ausschlag-

gebenden Gründe, warum eine klare Mehrheit der 

Stimmberechtigten 2016 für das landesweite Verbot 

gestimmt hat. Auch deshalb gehe ich davon aus, dass 

die öffentliche Akzeptanz für ein Verbot von Plastiktü-

ten insgesamt recht groß ist. Außerdem hat das 

Bewusstsein für die Umweltverschmutzung durch 

Plastikmüll im Vergleich zu vor 22 Jahren, als ich meine 

Arbeit begann, stark zugenommen. 

Was den Erfolg des Verbots anbelangt, sprechen die 

Daten auf Grundlage unserer Beach-Clean-Ups für sich: 

Zwischen 2010, als die ersten regionalen Verbote einge-

führt wurden, und 2017, nach Einführung des landes-

weiten Verbots, ist die Anzahl der gesammelten Plastik-

tüten von neun auf 1,3 Prozent des Gesamtvolumens 

unseres gesammelten Mülls gesunken. Seitdem – mit 

Ausnahme des Pandemiejahres – ist die Anzahl auf die-

sem niedrigen Niveau geblieben. Aufgrund der Pande-

mie und der äußerst wirksamen Lobbyarbeit der Plastik-

tütenindustrie sah sich unser Gouverneur letztes Jahr 

gezwungen, das Verbot für zwei Monate auszusetzen. 

Die Konsequenz wurde bei unserer großen Müllsammel

aktion im September 2020 direkt sichtbar, indem der 

Anteil von gesammelten Plastiktüten erneut auf sechs 

beziehungsweise sieben Prozent gestiegen war. 

Es scheint so, als hätte die Kunststoffindustrie in Kali-

fornien eine große Lobby. Wie wirkt sich diese Macht 

auf die Einführung von Maßnahmen zur Verringerung 

von Kunststoffabfällen aus?

Ein Beispiel aus der Vergangenheit verdeutlicht sehr 

gut, wie weit die Kunststoffindustrie dem Rest von uns 

in Sachen Lobbyarbeit voraus ist. Im Jahr 2009 hatten 

wir bereits damit begonnen, Lebensmittelverpackun-

gen aus Styropor zu verbieten. Mittlerweile umfasst 

das Verbot über 85 kalifornische Städte. Die Hoffnung 

bestand darin, dass auf kompostierbare Lebensmittel-

behälter umgestiegen werden würde. Doch stattdes-

sen stieg man auf Behälter aus Hartplastik um, die viel 

billiger sind. Noch bevor die Gesetzgebung also in der 

Lage war, das Verbot einzuführen, war die Kunststoffin-

dustrie schon mit einem Ersatzprodukt zur Stelle, das 

sie effektiv zu vermarkten wusste. Der große Einfluss 

der Kunststoffindustrie geht auf die Unterstützung aus 

der Öl- und Gasindustrie zurück. Und weil diese Indus-

trie so stark subventioniert wird, ist Kunststoff zum bil-

ligsten Material am Markt geworden. Dieser Umstand 

ist wirklich problematisch, weil wir somit nicht die tat-

sächlichen Kosten für Kunststoff zahlen. 

Wodurch werden Plastiktüten ersetzt und wie beurteilen 

Sie den ökologischen Fußabdruck dieser Alternativen? 

Das landesweite Plastiktütenverbot hat einen negativen 

Eben Schwartz ist Programm-Manager 

für den Bereich Meeresmüll bei der 

California Coastal Commission

INTERVIEW
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Beigeschmack, der sich ebenfalls auf die erfolgreiche 

Lobbyarbeit der Plastikindustrie zurückführen lässt. In 

letzter Minute ist es ihnen nämlich gelungen, Plastiktüten 

mit einer bestimmten Wandstärke als wiederverwendbar 

zu bewerben. Für diese dickeren Plastiktüten wird eine 

Gebühr von zehn Cent erhoben. In manchen Gemeinden 

kann die Gebühr höher ausfallen, wie in Oakland, wo sie 

bei 25 Cent liegt. Insgesamt ließ sich ein Anstieg bei der 

Verwendung von privaten Tragetaschen und Papiertüten 

beobachten. Betrachtet man jedoch die Lebenszyklus-

analysen von Papier- und Plastiktüten im Vergleich, so 

wird deutlich, dass der CO2-Fußabdruck der letzteren 

geringer ist. Das maßgebliche Problem dieser Analysen 

ist, dass sie oftmals am Werkstor aufhören, wo die Tüten 

hergestellt werden. Eigentlich müsste die gesamte Ver-

wendung des Produkts und der endgültige Verbleib 

ebenfalls Gegenstand der Analysen sein. Ich habe näm-

lich noch von keiner Lebenszyklusanalyse gehört, die 

ermittelt, wie hoch die Kosten sind, wenn eine Plastiktüte 

im Magen einer Meeresschildkröte landet.

Gibt es noch andere Kunststoffprodukte, bei denen 

Sie ein Verbot für sinnvoll erachten?

Ich persönlich denke, dass Zigarettenfilter durchaus 

verboten werden könnten. Bei unseren Clean-Up-Akti-

onen machen sie jedes Jahr den größten Teil der gesam-

melten Abfälle aus. Es gibt aber auch andere Produkte, 

für die zusätzliche Gebühren erhoben werden könnten, 

um ihren Gebrauch unattraktiver zu machen. Letztend-

lich denke ich, dass wir zu einer Lösung kommen müs-

sen, bei der Deutschland bisher Pionierarbeit geleistet 

hat – der erweiterten Produzentenverantwortung 

(EPR). Hier meine ich aber EPR-Maßnahmen, die spezi-

ell auf Lebensmittel- und Getränkeverpackungen aus-

gerichtet sind. Schließlich ist das der Anwendungsbe-

reich, der den meisten unsachgemäß entsorgten Abfall 

ausmacht, den wir jedes Jahr einsammeln. 

Verbote werden oftmals als politischer Aktionismus 

kritisiert. Wie stehen Sie zu dieser Kritik?

Ich stimme zu, dass viele Verbote das Problem nur ober-

flächlich angehen, weil wir oft nicht wissen, welche Alter-

nativen stattdessen verwendet werden. Es kommt also 

wirklich darauf an, ob ein Verbot Teil einer größeren Strate-

gie ist. Denn nur dann ist es wirklich ein Mittel zum Zweck. 

Würden Sie die Verbote einiger Einweg-Kunststoff

artikel als Teil einer ganzheitlichen Strategie betrachten?

Die peinliche Antwort lautet: Nein. Die Verbote sind 

keineswegs Teil einer übergeordneten Strategie. Ganz 

am Anfang, im Jahr 2009, lag der Fokus zunächst auf 

dem Verbot von problematischen Artikeln wie Plastik-

tüten und Lebensmittelverpackungen aus Styropor. Mit 

dem neuen Gesetzentwurf zur Kreislaufwirtschaft wol-

len wir aber nun einen umfassenderen Umgang mit 

dem Thema Kunststoffverpackungen auf den Weg 

bringen. Der Entwurf enthält sowohl Maßnahmen für 

Unternehmen als auch konkrete Verantwortlichkeiten 

für staatliche Stellen. In den letzten beiden Parlaments-

sitzungen ist der Entwurf zwar gescheitert, aber 2022 

wird er erneut zur Abstimmung vorgelegt. Wir hoffen, 

dass das Ergebnis dann besser ausfallen wird. 

„Es kommt darauf an, 
ob ein Verbot Teil einer 
größeren Strategie ist“

Wie die Lobby der Kunststoffindustrie Plastikverbote in 
Kalifornien verhindert

Kalifornien
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Verbote sind ein Weg … 
… wenn das Ziel klar ist
Was bringen Plastikverbote wirklich? Der Blick auf die Erfahrungen auf drei unterschiedli-
chen Kontinenten zeigt, dass es hier – wie so häufig beim Thema Kunststoff – keine einfa-
chen Antworten gibt. Dabei lassen sich verschiedene Perspektiven unterscheiden, aus denen 
die Frage nach der Wirkung von Verboten jeweils unterschiedlich zu beantworten wäre. 

Erstens und wenig überraschend hängt die Antwort 

davon ab, wo man die Frage stellt. Die Analysen und 

Interviews in Deutschland, Kenia und Kalifornien haben 

gezeigt, wie unterschiedlich die Probleme sind, die 

durch das gleiche Material Kunststoff ausgelöst wer-

den. Während wir in Deutschland seit 30 Jahren über 

Revisionen des Verpackungsgesetzes streiten, sind ver-

gleichbare Gesetze in Kenia weder zu erwarten, noch 

ließen sie sich umsetzen. Dementsprechend sind die 

Menschen dort viel direkter mit den Umweltbelastun-

gen durch Kunststoffabfälle konfrontiert. 

Die Antworten fallen zweitens unterschiedlich aus, je 

nachdem, wem die Frage gestellt wird. Aus Sicht von 

Unternehmen kann ein Verbot einzelner Produkte dazu 

führen, dass Teile des Umsatzes von einem auf den 

anderen Tag wegbrechen. Daher ist die Einschätzung 

eines Herstellers von Plastikstrohhalmen nachvollzieh-

bar eine andere als die des Safaripark-Betreibers in Nai-

robi, der mit der zunehmenden Vermüllung seines 

Geländes und ausbleibenden Gästen zu kämpfen hat. 

Interessanterweise war die Reaktion der Verbrauche-

rinnen und Verbraucher überall ähnlich: Ein Großteil 

der jeweiligen Bevölkerungen war froh, dass der Staat 

hier in Konsumgewohnheiten eingreift. 

Und drittens hat sich gezeigt, wie unterschiedlich die 

Antworten ausfallen können, je nachdem, wie man die 

Frage stellt: Was sollen die Verbote denn eigentlich 

bewirken? Schaut man allein auf die Verkaufszahlen der 

konkret verbotenen Produkte, so sind die Effekte über-

all beeindruckend. Blickt man dann aber auf Abfallmen-

gen, auf die Alternativprodukte oder die Effekte auf 

den Klima- und Ressourcenschutz, so sind die Effekte 

schwieriger zu greifen. 

Fest steht: Plastikverbote sind ein starkes Signal des „So 

geht es nicht weiter“. In allen hier betrachteten Ländern 

und Regionen hat allein die Ankündigung der Verbote zu 

intensiven öffentlichen Diskussionen geführt und damit 

viele Akteure dafür sensibilisiert, in welch rasant anstei-

genden Mengen wir Plastikabfälle verursachen und was 

mit diesen Abfallmengen eigentlich passiert. Die Konsu-

mentinnen und Konsumenten bekamen mit dem Verbot 

ein sehr klares Signal, dass diese Produkte im Endeffekt 

zu so hohen Umweltkosten führen, dass sie in Zukunft 

nicht mehr im Laden zu finden sein sollen. 

Auch für viele Unternehmen hat die Diskussion über 

regulatorische Eingriffe in allen drei hier betrachteten 

Regionen zu einem Umdenken geführt. Mögliche Verbote 

einzelner Produkte durch die Politik sind zu einem realen 

Risiko geworden, das beispielsweise neue Investitionen in 

solche Produkte, die es möglicherweise in Zukunft treffen 

könnte, weniger rentabel erscheinen lassen. Der Kunst-

stoffindustrie in all ihren Facetten ist deutlich geworden, 

dass sie sich in Zukunft viel expliziter zum Thema Nach-

haltigkeit wird positionieren müssen. Ein Plastikverbot 

erklärt das Nichtstun zur wirtschaftlichen Gefahr. 

Zu den Erkenntnissen der hier vorgelegten vergleichen-

den Betrachtung gehört aber auch, dass Verbote für 

Plastikprodukte in der Politik auch deshalb so populär 

geworden sind, weil sie diffuse Ängste in der Bevölke-

rung aufgreifen und Handlungsfähigkeit des staatlichen 

Sektors demonstrieren. Das Aussprechen eines Ver-

bots bietet den politischen Entscheidungsträgern die 

Möglichkeit zu schönen Fotos mit der „letzten Plastik-

tüte“ und damit verbunden auch die sichere Aussicht 

auf beeindruckende Zahlen, was den Rückgang an Ver-

kaufszahlen für die betroffenen Produkte angeht. Dies 

lässt die Politik schnell über mögliche unerwünschte 

Nebeneffekte solcher Verbote hinwegsehen. 

STOP!  
… AND GO

SCHLUSSFOLGERUNGEN UND EMPFEHLUNGEN

Was die Erfahrungen aus Deutschland, Kenia und Kalifornien zeigen
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Klar ist zutage getreten, dass Verbote allein noch keine 

Lösung des „Plastikproblems“ darstellen. Die durch die 

verbotenen Produkte bis dato erfüllten Bedürfnisse – 

seien es der Transport der Einkäufe vom Supermarkt 

nach Hause oder der Strohhalm im Cocktail am Strand 

– verschwinden nicht durch ein Verbot. Konsumenten 

und Konsumentinnen genauso wie Unternehmen 

suchen nach Alternativen. Und das Beispiel der Papier-

tüte als einfache Alternative zur Plastiktüte verdeut-

licht, dass damit der Umwelt nicht zwangsläufig gehol-

fen sein muss. Nach Recherchen des NABU müssen 

Einwegtüten aus frischen Papierfasern mindestens 

dreimal so oft genutzt werden wie eine erdölbasierte 

Plastiktüte, damit sich die Klimabilanz ausgleicht. Ursa-

che hierfür ist die äußerst energie- und wasseraufwen-

dige Herstellung der Zellulose sowie die chemische 

Behandlung der Fasern, um Papiertüten stabil zu 

machen. 

Wann also machen Plastikverbote tatsächlich Sinn und 

wann sind sie anderen Instrumenten der Regulierung 

überlegen? Hierzu lassen sich aus den betrachteten 

Fallbeispielen einige Schlussfolgerungen ziehen, die 

bislang noch nicht ausreichend Berücksichtigung zu fin-

den scheinen: 

1. Verbote von Plastikprodukten gehören zum 

Werkzeugkasten der Politik und haben – wie 

alle politischen Instrumente von der Werbe-

kampagne bis zur Steuer – ihre spezifischen Stärken 

und Schwächen. Grundsätzliche, ideologische Vorbe-

halte gegen eine „Verbotskultur“ erscheinen aber frag-

würdig: Ohne das Verbot von Fluorchlorkohlenwasser-

stoffe (FCKW) im Montreal-Protokoll von 1987 wäre 

der Rückgang des Ozonlochs in der Atmosphäre nicht 

zu erreichen gewesen. Der Vergleich mit Plastik hinkt 

natürlich, aber auch FCKW hatte seine Vorteile gegen-

über alternativen Stoffen. In der Abwägung von Chan-

cen und Risiken hat man sich hier trotzdem richtiger-

weise für ein Verbot entschieden. 

2.Verbote sind schnell umsetzbar. Sie sind im 

Gegensatz beispielsweise zu Rezyklat-Ein-

satzquoten vergleichsweise leicht überprüf-

bar, was besonders in Ländern mit begrenzten Perso-

nal-Kapazitäten in der Verwaltung ein Pluspunkt sein 

kann. Ihr großer Vorteil ist eine hohe Effektivität: Im 

Gegensatz zum Beispiel zu ökonomischen Anreizen 

sind ihre Effekte gut vorhersehbar. Sie führen, anders 

als Bildungsangebote zur Sensibilisierung von Verbrau-

chern, sehr schnell zu greifbaren Ergebnissen. 

Funktioniert hat: 

Weniger Vermüllung von Stränden, Straßen 

und Umwelt durch nicht verrottbare 

Plastikprodukte

Intensivieren der öffentlichen Diskussion 

über die Folgen des Verbrauchs von 

Einwegplastik

Reduktion der verkauften Menge an 

Plastiktüten oder Strohhalmen 

Signifikante Reduzierung der Plastikabfall-

menge insgesamt. Dafür machen die verbo-

tenen Produkte einen zu geringen Anteil aus.

Reduzierung der Gesamtumweltbelastun-

gen, da Alternativen häufig in der ökologi-

schen Gesamtbetrachtung nicht besser 

abschneiden.

Nicht funktioniert hat:

Abbildung 10: Was hat funktioniert und was nicht? 

44



3.Ob diese Vorteile den unbestreitbaren Ein-

griff in die Freiheitsrechte von Unternehmen 

und Bürgerinnen und Bürgern rechtfertigen, 

hängt entscheidend von der Umsetzung ab. Die Kos-

ten für alle Beteiligten sind immer dann besonders 

hoch, wenn Verbote sehr kurzfristig eingeführt wer-

den, wenn die dazu notwendigen Entscheidungen 

lange in der Schwebe bleiben und zum Spielball politi-

scher Prozesse werden und am Ende so unklar defi-

niert werden, dass sie hohe Unsicherheiten bei den 

möglicherweise Betroffenen verursachen: Ist auch ein 

Pappteller mit Plastikbeschichtung ein Plastikteller? Gilt 

das auch für Biokunststoffe oder Rezyklate? Ab wann 

ist ein Mehrwegteller ein Mehrwegteller? Wenn solche 

Fragen frühzeitig und klar geregelt werden, können 

insbesondere Unternehmen Investitionsentscheidun-

gen für Produkte und Prozesse besser anpassen. 

4.Offen bleibt die Frage, auf welcher Ebene 

Verbote ansetzen sollten. Als Innovationsan-

reiz und Impuls für die Entwicklung innovati-

ver und weniger umweltbelastender Lösungen sind sie 

umso wirksamer, je großflächiger sie eingeführt wer-

den. Das Beispiel Deutschland zeigt, welche Probleme 

es mit sich bringen kann, wenn in einem eigentlich 

gemeinsamen Binnenmarkt wie der Europäischen 

Union jedes Land seine eigenen Verbote und Vorga-

ben entwickelt. Sinnvolle Mehrweglösungen als Alter-

native zu Einwegplastik scheitern in Europa auch 

daran, dass hier jedes Land andere Anforderungen 

stellt. So fehlt beispielsweise ein europaweites Pfand-

system. Speziell das Beispiel Kalifornien zeigt jedoch 

auch, welche Dynamiken lokale Verbote für einzelne 

Produkte entwickeln können. Häufig genug braucht es 

solche Beispiele für die reale Umsetzbarkeit, damit 

auch in anderen Städten, Regionen oder Ländern ent-

sprechende Diskussionen angestoßen werden. 

5.Eine aus allen drei Fallstudien klare Botschaft 

für den Einsatz von Verboten muss lauten, 

dass Verbote zum einen nur dann wirken 

können, wenn tatsächlich ökologisch sinnvollere Alter-

nativen am Markt verfügbar sind. Wenn hierzu erst 

neue Produktionskapazitäten aufgebaut werden müs-

sen, muss dies mit entsprechenden Übergangsfristen 

verbunden sein. Die potenzielle Verfügbarkeit allein 

reicht nicht aus. Am Anfang einer Diskussion über Ver-

bote muss immer die Überlegung stehen, auf welche 

Alternative die Konsumenten tatsächlich zurückgreifen 

beziehungsweise was ihnen die Händler, Kioske etc. 

alternativ anbieten werden. Ohne eine klare Vorstel-

lung von den vermutlich ausgelösten Effekten drohen 

unliebsame Überraschungen. Die hohe Öffentlich-

keitswirksamkeit von Verboten kann hier schnell zum 

Boomerang werden. 

6.Daran schließt sich die letzte Anforderung 

an, die bislang eigentlich keines der betrach-

teten Verbote von Plastikprodukten erfüllt: 

die Frage nach einer langfristigen Vision und einer 

Strategie, wie diese Vision zur Realität werden soll. 

Wenn Plastikverbote zu sauberen Stränden und weni-

ger Vermüllung der Meere führen sollen, dann braucht 

es auch für die anderen Einleitungspfade klare Vorstel-

lungen, wie man diese adressieren will. Wenn damit 

andere, vielleicht noch relevantere Ziele wie der 

Klima- und Ressourcenschutz unterstützt werden sol-

len, braucht es auch hier klare Vorstellungen, welche 

Rolle Kunststoff in einer zukünftig klimaneutralen und 

ressourcenleichten Kreislaufwirtschaft spielen soll. 

Hier sind unterschiedliche Zukunftsentwürfe denkbar 

– ohne eine solche strategische Orientierung laufen 

Verbote jedoch schnell Gefahr, aktionistisch zu wirken.

Sinnvoll können Verbote nur dann sein, wenn nach dem „so nicht weiter“ eine klare 
Antwort kommt, in welche Richtung es stattdessen gehen soll.
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POLYPROBLEM: Wissen. Transparenz. Kooperation

POLYPROBLEM ist eine gemeinsame Initiative der gemeinnützigen Röchling Stiftung und 

des Beratungsunternehmens Wider Sense. Unter dem gleichnamigen Titel veröffentlichten 

die Initiatoren 2019 eine Studie, die zu dem ernüchternden Ergebnis kam, dass trotz des 

regen öffentlichen Interesses für die fortschreitende Umweltbelastung durch Plastikmüll 

eine globale Agenda weiterhin nicht in Sicht ist. Hinzu kommt, dass es nur wenige Ange-

bote gibt, die kontinuierlich, umfassend und wissenschaftlich fundiert zu diesem Thema 

informieren.

In Zusammenarbeit mit Unternehmen, Stiftungen, NGOs, der Wissenschaft und Politik soll 

unter dem Dach von POLYPROBLEM diese Lücke geschlossen und die besten Innovationen 

für eine plastikabfallfreie Umwelt gefördert werden.

Regelmäßigveröffentlicht POLYPROBLEM gemeinsam mit Expertinnen und Experten aus 

Wissenschaft und Praxis Reports zu den neusten Entwicklungen und drängendsten Fragen 

rund um das Thema „Kunststoff und Umwelt“. Ziel soll es sein, mehr Klarheit, Transparenz 

und Orientierung in unübersichtlichen Aktionsfeldern zu bieten, aber auch zu verblüffenden 

Fakten oder über bisher unbeleuchtete Aspekte zu informieren.

www.polyproblem.org
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Die Röchling Stiftung widmet sich konzentriert dem Thema Kunststoff und Umwelt. 

Sie unterstützt sowohl Forschungsprojekte als auch zivilgesellschaftliche Initiativen, 

die zu einem verantwortungsvollen Umgang mit Kunststoffen im Sinne einer  

nachhaltigen Kreislaufwirtschaft beitragen. Die Röchling Stiftung sieht sich dabei 

nicht als reiner Förderpartner, sondern ist vor allem interessiert am Aufbau neuer, 

Sektoren übergreifender Kooperationen und Netzwerke.

Wie mit diesem Themenkompass initiiert die Stiftung auch eigene Aktivitäten, die zu 

einem ganzheitlichen Verständnis und zu integrierten Lösungen der globalen  

Herausforderung Kunststoff und Umwelt beitragen.

Die Röchling Stiftung wurde 1990 von der Unternehmerfamilie Röchling errichtet. 

Die Familie ist auch Eigentümerin der Unternehmensgruppe Röchling, die zu den 

international führenden Anbietern von Hochleistungs-Kunststoffen für die Auto-

mobiltechnik, Industrieanwendungen und Medizintechnik zählt.

www.roechling-stiftung.de

info@roechling-stiftung.de

Mit maßgeschneiderter Beratung, von der Recherche über die Strategie bis hin zur 

Implementierung, unterstützt WIDER SENSE Unternehmen und Stiftungen dabei, 

sozialen Wandel wirkungsvoll zu gestalten. Seit Mai 2015 ist WIDER SENSE 

zudem eine zertifizierte B-Corporation. In den letzten Jahren hat WIDER SENSE 

Fachwissen in den Bereichen CSR, Philanthropie und Sozialinvestitionen generiert 

und ein globales Netzwerk von strategischen Partnern aufgebaut. Mit seiner inter-

nationalen Reichweite und seinem multidisziplinären Team hat WIDER SENSE mit 

mehr als 100 Kunden an Projekten in über 30 Ländern zusammengearbeitet, wel-

che direkten Einfluss auf Fonds für sozialen Wandel in einer Höhe von mehr als 

100 Mio. EUR haben.

https://widersense.org

info@widersense.org

47



Organisation Abk. Link 
Australian Marine Conservation Society https://www.marineconservation.org.au/ 

Britische Umweltbehörde https://www.gov.uk/government/organisations/environment-agency 

Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz 
und nukleare Sicherheit

BMU https://www.bmu.de/ 

Bundesregierung Deutschland https://www.bundesregierung.de/breg-de 

Bundesverband Sekundärrohstoffe und 
Entsorgung e.V.

BVSE https://www.bvse.de/ 

Californians Against Waste https://www.cawrecycles.org/ 

California Coastal Commission https://www.coastal.ca.gov/ 

Conversio Market & Strategy GmbH https://www.conversio-gmbh.com/de 

East African Community EAC https://www.eac.int/ 

Europäische Kommission https://ec.europa.eu/info/index_de 

Europäisches Parlament https://www.europarl.europa.eu/portal/de 

Europäische Union EU https://european-union.europa.eu/index_de 

Flipflopi Project https://www.theflipflopi.com/  

Government of California https://www.ca.gov/ 

IK Industrievereinigung 
Kunststoffverpackungen e.V. 

https://kunststoffverpackungen.de/

Italian Government https://www.governo.it/en 

Kanadisches Ministerium für Umwelt und 
Klimawandel

https://www.canada.ca/en/environment-climate-change.html 

Kenya Association of Manufacturers KAM https://kam.co.ke/ 

Maag GmbH https://www.maag.de/de/ 

Ministry of Environment and Forestry 
(Republic of Kenya)

http://www.environment.go.ke/ 

Naturschutzbund Deutschland e.V. NABU https://www.nabu.de/ 

National Environment Management 
Authority Kenya

NEMA https://www.nema.go.ke/ 

New Zealand Government https://www.govt.nz/ 

Rat der Europäischen Union https://european-union.europa.eu/index_en 

Reloop https://www.reloopplatform.org/ 

Rethink Plastic Alliance https://rethinkplasticalliance.eu/ 

REWE Group https://www.rewe-group.com/de/ 

TakaTaka Solutions https://takatakasolutions.com/ 

United Nations Development Programme UNEP https://www.unenvironment.org 

Unverpackt e.V. – Verband der Unverpackt-
Läden

https://unverpackt-verband.de/ 

Verbraucherzentrale Bundesverband VZBV https://www.vzbv.de/ 

Zero Waste Europe ZWE https://zerowasteeurope.eu/ 

 

Links zu genannten Organisationen
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